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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Mai 1952 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
über weitere Ergänzungen und Änderungen 
des D-Markbilan z ge setze s sowie über die Aus- 
gabe von Aktien in Deutscher Mark (Zweites 
D-Markbilanzergänzungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
ta^ges herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzes Vorlage in seiner Sitzung am 
4. April 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes nach 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu Nr. 1 
(§ 1 Absatz 1 des Entwurfs) mit der Maßgabe zu, daß die vom 
Bundesrat vorgeschlagenen beiden Sätze als Sätze 3 und 4 dem 
Absatz 1 hinzu gefügt werden. 

Mit dem Änderungsvorschlag zu Nr. 2 (§ 8 Absatz 4 Satz 1 des 
Entwurfs) ist die Bundesregierung einverstanden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Drude: Bonner tJniversitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über weitere Ergänzungen und Änderungen des D-Markbilanzgesetzes 
sowie über die Ausgabe von Aktien in Deutscher Mark 
(Zweites D-Markbilanzergänzungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Ergänzungen des D-Markbilanzgesetzes 

§ 

(1) Der Vorstand (Abwickler) einer Ak- 
tiengesellschaft, die zur Aufstellung einer Er- 
öffnungsbilanz in Deutscher Mark für den 
21. Juni 1948 nach § 1 des D-Markbilanz- 
gesetzes verpflichtet ist, hat, sofern der Be- 
schluß über die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse noch nicht angemeldet worden 
ist, binnen zw^ei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die aufgestellte Eröffnungs- 
bilanz ohne Rücksicht auf ihre Feststellung 
zum Handelsregister einzureichen. Das Re- 
gistergericht kann den Vorstand (Abwickler) 
zur Aufstellung der Eröffnungsiblanz und zu 
ihrer Einreichung zum Handelsregister durch 
Ordnungsstrafen anhalten. 

(2) Solange die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse nicht beschlossen ist, ist in der 
Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark auf der 
Passivseite anstelle des Grundkapitals und 
von Rücklagen der Betrag des nach Abzug 
der Schulden sich ergebenden V^rtnögens 
auszuweisen. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
gelten für Kommanditgesellschaften auf Ak- 
tien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf- 
ten entsprechend. 

§ 2 

(1) Die Hauptversammlung (Gesellschafter- 
versammlung) einer nach § 80 Abs. 1 des 
D-Markbilanzgesetzes aufgelösten Aktien- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Ak- 
ten oder Gesellschaft mit beschränkter Haf- 


tung kann die Fortsetzung der Gesellschaft 
beschließen. Die Fortsetzung kann nur be- 
schlossen werden, 

1. solange noch nldit mit der Verteilung des 
Vermögens unter die Aktionäre (Gesell- 
schafter) begonnen ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fort- 
setzung die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse der Gesellschaft nach Ab- 
schnitt II des D-Markbilanzgesetzes be- 
schlossen wird. Für eine nach dem 31. De- 
zember 1952 beschlossene Neufestsetzung 
gelten hinsichtlich des Mindestnennbetra- 
ges des Grundkapitals (Stammkapitals) 
nach der Neufestsetzung statt § 44 Abs. 1 
und 2 des D-Markbilanzgesetzes die all- 
gemeinen Vorschriften.* 

Für den Beschluß der Hauptversammlung 
(Gesellschafterversammlung) genügt die ein- 
fache Mehrheit des bei der Beschlußfassung 
vertretenen Nennkapitals ohne Rücksicht auf 
die Stimmenzahl. Eines Sonderbeschlusses ein- 
z-elner Aktiengattungen bedarf es nicht. Dies 
gilt auch dann, wenn die Satzung (Gesell- 
schaftsvertrag) etwas anderes bestimmt. 

(2) Die Abwickler haben die Fortsetzung 
der Gesellschaft zur Eintragung in das Han- 
delsregister anzumelden; sie haben bei der 
Anmeldung nachzuweisen, daß noch nicht 
mit der Verteilung des Vermögens der Ge- 
sellschaft unter die Gesellschafter begonnen 
worden ist. 

(3) Der Fortsetzungsbesch|uß hat keine 
Wirkung, bevor er und der Beschluß über 
die Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse in 
das Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft 
eingetragen worden sind; die beiden Besdilüs- 
se sollen nur zusammen In das Handelsregi- 
ster eingetragen werden. 
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(4) Wird eine Gesellschaft fortgesetzt, so ist 
sie steuerlich so zu behandeln, als ob sie nicht 
nach § 80 Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes 
aufgelöst gewesen wäre. 

(5) Beschließt die Hauptversammlung (Ge- 
sellschafterversammlung) einer aus anderen 
Gründen aufgelösten Aktiengesellschaft, Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien oder Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung nach allge- 
meinen Vorsdiriften die Fortsetzung der Ge- 
sdlsdiaft, so gelten Absat^ 1 Satz 2 Nr. 2 und 
Absatz 3 entsprechend. 

§ 3 

(1) Die Generalversammlung einer nach 
§ 80 Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes auf- 
gelösten Genossenschaft kann die Fortsetzung 
der Genossenschaft beschließen. Die Fortset- 
zung kann nur beschlossen werden, 

1. solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermögens unter die Genossen begonnen 
ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fortset- 
zung die nach §§ 64 ff. des D-Markbllanz- 
gesetzes notwendigen Änderungen des 
Statuts beschlossen werden. 

Für den Beschluß der Generalversammlung 
genügt die einfache Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, auch wenn das Statut etwas ande- 
res bestimmt. 

( 2 ) § 2 Abs. 2 bis 4 gelten sinngemäß. 

(3) Beschließt die Generalversammlung 
einer aus anderen Gründen aufgelösten Ge- 
nossenschaft nach allgemeinen Vorschriften 
die Fortsetzung der Genossenschaft, so gelten 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 und § 2 Abs. 3 sinn- 
gemäß. 

Artikel 2 

Änderungen des D-Markbllanzgesetzes 
§ 4 

Das D-Markbilanzgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 54 des D-Markbilanzgesetzes wird durch 
folgende Vorschrift ersetzt: 

4 54 

Umtausch von Aktien außerhalb der 
Wertpapierbereinigung 

(1) Die auf Reichsmark lautenden Ak- 
tien, die zu einer Wertpapierart gehören, 
auf welche die Vorschriften des Wert- 


papierbereinigungsgesetzes nicht anzu- 
wenden sind, dürfen erst nach der Ein- 
tragung der Neufestsetzung in das Han- 
delsregister in Aktien, die auf Deutsche 
Mark lauten, umgetauscht oder abge- 
stempelt werden. Auch nach der Eintra- 
gung der Neufestsetzung dürfen die Ak- 
tien nicht umgetauscht oder abgestem- 
pelt werden, wenn die Vorschriften des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes nicht an- 
zuwenden sind, weil die Voraussetzun- 
gen des § 1 des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpaplerber.einl- 
gungsgesetzes vom 29. März 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 211 erst nach dem 31. 
März 1951 eingetreten sind. 

(2) Nach der Eintragung der Neufest- 
setzung hat die Gesellschaft unverzüglich 
zum Umtausch oder zur Abstempelung 
aufzufördern. Die Gesellschaft hat die 
Aktien für kraftlos zu erklären, die 
trotz Aufforderung nicht bei ihr einge- 
reicht worden sind. Gleiches gilt für ein- 
gereichte Aktien, wenn sie die zum Er- 
satz durch neue Aktien nötige Zahl 
nicht erreichen und der Gesellschaft nicht 
zur Verwertung für Rechnung der Be- 
teiligten zur Verfügung gestellt sind. 

(3) In der Aufforderung zur Ein- 
reichung der Aktien hat die Gesellschaft 
die Kraftloserklärung nach Ablauf der 
Einreichungsfrist anzudrohen; das Ende 
der Einreichungsfrist Ist In der Auffor- 
derung anzugeben. Die Aufforderung 
Ist in den Gesellschaftsblättern bekannt- 
zumachen. Die Einreichungsfrist soll 
nicht früher als drei Monate nach der 
Bekanntmachung der Aufforderung Im 
Bundesanzeiger enden. Sie soll sich bei 
Eintragung der Neufestsetzung vor dem 
1. Juni 1952 nicht über den 1. Juni 1953, 
bei späterer Eintragung nicht über 1 Jahr 
nach der Eintragung hinaus erstrecken. 

(4) Die Kraftloserklärung geschieht 
durch Bekanntmachung im Bundesanzei- 
ger. Sie soll auch in den anderen Gesell- 
schaftsblättern bekanntgemaeht werden. 
In der Bekanntmachung sind die für 
kraftlos erklärten Aktien nach ihren 
Merkmalen, Insbesondere der Stück- 
nummer, zu bezeichnen. Mit den anstelle 
der für kraftlos erklärten Aktien auszu- 
gebenden neuen Aktien ist nach § 67 
Abs. 3 des Aktiengesetzes, soweit Spit- 
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zenbeträge verbleiben, nach § 179 Abs. 3 
des Aktiengesetzes zu verfahren. 

(5) Werden Mehrstimmrechtsaktien 
umgetauscht, so bedarf die Ausgabe der 
neuen Aktien keiner Genehmigung nach 
§ 12 Abs. 2 des Aktiengesetzes, wenn 
das Verhältnis von Stimmenzahl und 
Nennbetrag’ unverändert bleibt oder sich 
zu Ungunsten der Stimmenzahl ver- 
ändert. 

(6) Das Registergericht kann, sobald 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 
und des Absatzes 2 Satz 1 vorliegen, die 
Vorstandsmitglieder zur Durchführung 
des Umtausches oder der Abstempelung 
durch Ordnungsstrafen anhalten. Der 
Vorstand und der Vorsitzer des Auf- 
sichsrats oder sein Stellvertreter haben 
die Durchführung zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden." 

2. Hinter § 54 des D-Markbilanzgesetzes 
werden folgende Vorschriften als § 54a 
und § 54b eingefügt: 

„§ 54 a 

Umtausch von Aktien mit Lieferbarkeits- 
bescheinigung 

(1) Die auf Reichsmark lautenden, in 
Kraft gebliebenen Aktien, die zu einer 
Wertpapierart gehören, für die die ge- 
setzlichen Voraussetzungen für die Be- 
reinigung nach §§ 4, 5 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes festgestellt sind, 
sind in Aktien, die auf Deutsche Mark 
lauten, umzutauschen. Sind alle Aktien 
einer solchen Wertpapierart mit Liefer- 
barkeitsbesdieinigungen versehen, so 
können die Aktien abgestempelt wer- 
den. 

(2) Bevor die Neufestsetzung in das 
Handelsregister eingetragen und der Be- 
trag der Sammelurkunde durch Bestäti- 
gung der Bahkaufsichtsbe'hörde oder 
durdi rechtskräftige gerichtliche Ent- 
scheidung festgestellt ist (§11 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes), dürfen die 
Aktien nicht umgetauscht oder ab ge- 
stempelt werden. Sobald die Voraus- 
setzungen des Satzes 1 vorliegen und die 
Einzelurkunden nach § 41 Abs. 1 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes bei der 
Wertpapiersammelbank eingeliefert sind, 
hat die Gesellschaft zur Einreichung der 
Aktien aufzufordern; die Aufforderung 


soll gleichzeitig mit der Bekanntmachung 
der Wertpapiersammelbank nach § 7 
Abs. 1 Satz 1 des zweiten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes bekanntgemacht wer- 
den. Für die Aufforderung gilt § 54 
Abs. 3 Satz 1 bis 3. Die Aktien dürfen 
nur umgetauscht oder abgestempelt wer- 
den, sofern die Prüfstelle (§ 7 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes) auf Grund 
ihrer Nachweisungen festgestellt hat, daß 
sie in Kraft geblieben sind. 

(3) Nach Ablauf der Einreichungsfrist 
hat die Prüfstelle auf Grund ihrer Nach- 
weisungen der Gesellschaft eine Auf- 
stellung über die in Kraft gebliebenen, 
nicht eingereichten Aktien zu über- 
geben; die Aktien sind nach ihren Merk- 
malen, insbesondere der Stücknummer, 
zu bezeichnen. Aktien, für die im Zeit- 
punkt der Bekanntmachung der Auffor- 
derung der Gesellschaft im Bundesanzei- 
ger ein Antrag nach § 48 Abs. 1 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes noch 
schwebte oder einem solchen Antrag 
rechtskräftig gerichtlich stattgegeben, 
eine Lieferbarkeitsbescheinigung nach 
§ 48 Abs. 2 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes aber noch nicht ausgestellt war, 
sind In der Aufstellung nicht aufzufüh- 
ren. 

(4) Nach Ablauf der Einreichungsfrist, 
spätestens jedoch innerhalb von 9 Mo- 
naten seit ihrem Ablauf, hat die Ge- 
sellschaft die In der Aufstellung der 
Prüfstelle aufgeführten Aktien für kraft- 
los zu erklären, sofern sie Inzwischen 
nicht eingereicht worden sind. Gleiches 
gilt für eingereichte Aktien, wenn sie 
die zum Ersatz durch neue Aktien nötige 
Zahl nicht erreichen und der Gesellschaft 
nicht zur Verwertung für Rechnung der 
Beteiligten zur Verfügung gestellt sind. 
Weist der Einreicher nach § 6 Abs. 1 
Nr. 2, § 7 des Gesetzes über die Aus- 
übung von Mitgliedschaftsrechten aus 
Aktien während der Wertpapierbereini- 
gung vom 9. Oktober 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 690) nach, daß für ihn ein 
Aktienrecht angemeldet oder ein auf 
T reuhandverfügungskonto eingetragenes 
Zuteilungsrecht verbucht Ist, das zusam- 
men mit der eingereichten Aktie die 
zum Ersatz durch neue Aktien nötige 
Zahl erreichen würde, so hat die Gesell- 
schaft die eingereichte. Aktie erst für 
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kraftlos zu erklären, wenn die dem Ak- 
tienrecht oder dem Zuteilungsrecht zu- 
grundeliegende Anmeldung weggefallen 
ist oder der Einreicher drei Monate nach 
Erteilung der Gutschrift auf Sammel- 
depotkonto den erforderlichen Miteigen- 
tumsanteil an der Sammelurkunde (§13 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes) der 
Gesellschaft nicht zur Verfügung ge- 
stellt hat. Soweit der Einreicher die zum 
Ersatz durch neue Aktien nötige Zahl 
dadurch erreicht, daß er der Gesellschaft 
einen Miteigentumsanteil zur Verfügung 
stellt, darf die eingereidite Aktie nicht 
für kraftlos erklärt werden. 

(5) Bei dem Umtausch oder der Ab- 
stempelung von Namensaktien oder 
Zwischenscheinen hat der Aktionär, so- 
fern er im Aktienbuch nicht als Inhaber 
eingetragen ist, die Umschreibung im 
Aktienbuch auf seinen Namen zu bean- 
tragen. Stellt der Aktionär den Antrag 
auf Umschreibung nicht, so kann die 
Gesellschaft die eingereichte Aktie für 
kraftlos erklären; mit der anstelle der 
für kraftlos erklärten Aktie auszugeben- 
den neuen Aktie ist von der Gesellschaft 
nach § 179 Abs. 3 des Aktiengesetzes zu 
verfahren. 

(6) Für die Kraftloserklärung, für den 
Umtausch von Mehrstimmrechtsaktien 
und für die Anmeldung der Durchfüh- 
rung des Umtausches oder der Abstem- 
pelung zur Eintragung in das Handels- 
register gelten § 54 Abs. 4 und 5, § 54 
Abs. 6 Satz 2 entsprechend. Die der Ge- 
sellschaft und der Prüfstelle nach den 
Absätzen 2 bis 4 obliegenden Aufgaben 
sind Pflichten im Sinn von § 54 Abs. 1 
Satz 1 des Wertpapierbereinigungsge- 
setzes. 

§ 54 b 

Auslieferung von Einzelurkunden aus 
dem Sammelbestand 

Die Ersetzting der auf Reichsmark lau- 
tenden Sammelurkunde (§ 9 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes) durch auf 
Deutsche Mark lautende Einzelurkunden 
sowie die Umschreibung der auf Reichs- 
mark lautenden Gutschriften auf Sam- 
meldepotkonto in Gutschriften, die auf 
Deutsche Mark lauten und zur Aus- 
lieferung von Einzelurkunden aus dem 
Sammelbestand berechtigen, richten sich 


nach Artikel 3 des Zweiten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes. “ 

3. § 81 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes in 
der Fassung des § 7 Nr. 27 des D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes erhält folgende 
Fassung: 

,,(3) Die erste Wiederprüfung von 
Genossenschaften nach § 53 Abs. 1 des 
Genossenschaftsgesetzes hat spätestens 
im Jahre 1953 zu erfolgen, bei Geld- 
instituten und Bausparkassen in der 
Rechtsform der Genossenschaft erst in 
dem auf die Bestätigung der Umstel- 
lungsrechnung der Genossenschaft fol- 
genden Jahr.“ 

Artikel 3 

Umschreibung von ReichsmarkgutschrifTen 
und Ausgaben von Einzelurkunden 

§5 

(1) Einzelurkunden, die nach § 41 des 
W ertpapierb ereinigungsgesetzes für auf 
Reichsmark ausgestellte Inhaberaktien aus- 
zufertigen sind, müssen auf Deutsche Mark 
laufen. Die Einzelurkunden sind für die ge- 
samte Wertpapierart herzustellen. Solange die 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse nicht 
in das Handelsregister eingetragen ist, dürfen 
Einzelurkunden nicht ausgefertigt werden. 

(2) Die Gesellschaft hat -bei der Wert- 
papiersammelbank Einzelurkunden mit dem 
Gesamtnennbetrag einzuliefern, der sich un- 
ter Berücksichtigung der Neufestsetzung der 
Kapitalverhältnisse bei der Umrechnung für 
den Reichsmarknennbetrag der Sammelur- 
kunde in Deutscher Mark ergibt (D-Mark- 
nennbetrag der Sammelurkunde). Die für die 
Ersetzung der Sammelurkunde njcht benö- 
tigten Einzelurkunden sind zum Umtausch 
der auf Reichsmark lautenden, in Kraft ge- 
bliebenen Aktien nach näherer Bestimmung 
des § 54 a des D-Markbilanzgesetzes zu ver- 
wenden. 

(3) Kann infolge der satzungsmäßigen 
Nennbeträge der Einzelurkunden der D- 
Marknennbetrag der Sammelurkunde mit 
Einzelurkunden nicht belegt werden, so hat 
die Gesellschaft im Einvernehmen mit der 
Prüfstelle vor der Einlieferung der Einzel- 
urkunden den Betrag der Sammelurkunde 
um so viele der Spitzenbeträge, die bei der 
einzelnen Aktie infolge der Neufestsetzung 
entsanden sind, zu kürzen, daß der Gesamt- 
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betrag aller nadfi der Kürzung im Sammel- 
bestand verbleibenden Spitzenbeträge mit 
Einzelurkunden vollständig belegt werden 
kann. Soweit die Gesellschaft nicht bereits 
Inhaberin der zur Kürzung erforderlichen 
Spitzenbeträge ist, hat sie diese zu erwerben. 
Gleichzeitig mit der Kürzung sind die auf 
diese Spitzenbeträge entfallenden Miteigen- 
tumsanteile an der Sammelurkunde auszu- 
buchen. 

§6 

Mit der Einlieferung der Einzelurkunden 
bei der Wertpapiersammelbank tritt an Stelle 
des Miteigentums an der Sammelurkunde 
(§ 13 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) 
Miteigentum nach Bruchteilen an den zum 
Sammelbestand eingelieferten Einzelurkun- 
den. Für die Rechtsverhältnisse an diesem 
Sammelbestand gelten, soweit in diesem Ge- 
setz nichts anderes bestimmt ist, die Vor- 
schriften des Depotgesetzes über die Sam- 
melverwahrung. Bis die auf Reichsmark lau- 
tenden Gutschriften auf Sammeldepotkonto 
in Gutschriften, die auf Deutsche Mark lau- 
ten, nach § 7 umgeschrieben worden sind, ist 
für die Bestimmung des Bruchteiles der in 
Deutscher Mark ausgedrückte Betrag maß- 
gebend, der unter Berücksichtigung der Neu- 
festsetzung der Kapttalverhältnisse auf die 
auf Reichsmark lautende Gutschrift entfällt, 

§7 

(1) Sind der Wertpapiersammelbank ge- 
mäß § 5 die erforderlichen Einzelurkunden 
eingeliefert worden, so hat sie dies im Bun- 
desanzeiger auf Rosten der Gesellschaft be- 
kanntzumachen. In der Bekanntmachung sind 
die Kreditinstitute aufzufordern, die auf 
Reichsmark lautenden Gutschriften auf Sam- 
meldepotkonto unter Berücksichtigung der 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse in 
Gutschriften umzusdireiben, die auf Deutsche 
Mark lauten. Die Bekanntmachung soll 
gleichzeitig mit der Aufforderung der Ge- 
sellschaft, die auf Reichsmark lautenden, in 
Kraft gebliebenen Aktien nach § 54 a des 
D-Markbilanzgesetzes umzutauschen, erfol- 
gen, 

(2) Die Kreditinstitute haben unverzüg- 
lich nach der Bekanntmachung die Umschrei- 
bung der bei ihnen verbuchten, auf Reichs- 
mark lautenden Gutschriften vorzunehmen. 
Es ist der Teil der Gutschrift in eine solche 
auf Deutsche Mark umzuschreiben, der unter 
Berücksichtigung der satzungsmäßigen Nenn- 


beträge der Aktien durch Einzelurkunden be- 
legt werden kann. Für einen verbleibenden 
Spitzenbetrag ist eine auf Deutsche Mark 
lautende Spitzengutschrift zu erteilen. Er- 
reichen die Spitzengutschriften eines Berech- 
tigten den Nennbetrag einer Einzelurkunde, 
so ist ihm für diesen Betrag eine Gutschrift 
zu erteilen. 

(3) Die Kreditinstitute haben auf Vereini- 
gung der bei ihnen verbuchten Spitzengut- 
schriften zu Gutschriften, die den Nennbe- 
trag einer Einzelurkunde erreichen, hinzu- 
wirken. Hinsichtlich verbleibender Spitzen- 
gutschriften kann die Auslieferung von Ein- 
zelurkunden nicht verlangt werden. Das 
Stimmredit aus den auf die Spitzengutscbrif- 
ten entfallenden Aktien des Sammelbestandes 
kann nicht ausgeübt werden, 

(4) Zeigt die Prüfstelle der Wertpapier- 
sammelbank in einer Meldung nach § 36 
Abs. 2 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
an, daß bei ihr keine Anmeldung mehr 
schwebt, so hat sie dies auch der Gesellschaft 
mitzuteilen. Die Gesellschaft hat unverzüglich 
im Bundesänzeiger bekanntzumachen, daß die 
zwangsweise Verwertung der noch verbuch- 
ten Spitzengutschriften nach Ablauf von drei 
Monaten seit der Bekanntmachung erfolgen 
wird. Nach Ablauf von drei Monaten seit 
der Bekanntmachung haben die erstverwah- 
renden Kreditinstitute sämtliche bei ilinen 
in diesem Zeitpunkt noch verbuchten Spit- 
zengutschriften der Gesellschaft zur Verwer- 
tung für Rechnung der Beteiligten zur Ver- 
fügung zu stellen; dies gilt auch für Spitzen- 
gutschriften, die Eigenbestand eines Kredit- 
institutes sind. 

(5) Die zwangsweise Verwertung der Spit- 
zengutschriften durch die Gesellschaft für 
Rechnung der Beteiligten erfolgt durch Ver- 
kauf der auf den Gesamtbetrag der Spitzen- 
gutschriften entfallenden Einzelurkunden, 
die die Wertpapiersammelbank der Gesell- 
schaft aus dem Sammelbestand auszuliefern 
hat. Ebenso ist, wenn ein nicht durch Gut- 
schriften belegter Betrag der Sammelurkunde 
vorhanden ist, mit den Einzelurkunden zu 
verfahren, die auf den Gesamtbetrag der 
Spitzenbeträge der Aktien entfallen, aus de- 
nen sich der nicht durch Gutschriften belegte 
Betrag der Sammelurkunde zusammensetzt. 
Auf den Verkauf ist § 179 Abs. 3 des Aktien- 
gesetzes anzuwenden. Der auf Spitzengut- 
schriften entfallende Erlös ist den beteiligten 
Kreditinstituten auszuzahlen; diese haben ihn 
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den Berechtigten auszuzahlen oder für sie, 
wenn ein Recht zur Hinterlegung besteht, zu 
hinterlegen. Der auf den nicht durch Gut- 
schriften belegten Betrag der Sammelurkunde 
entfallende Erlös ist der Wertpapiersammel- 
bank auszuzahlen, die ihn zu Gunsten der 
noch zu bestimmenden Berechtigten (§ 38 
Abs. 2 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) 
zu verwahren hat. 

§ 8 

(1) Auf Einzelurkunden, die nach § 41 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes für auf 
Reichsmark lautende Namensaktien oder 
Zwischenscheine auszufertigen sind, finden 
§§ 5 bis 7 entsprechende Anwendung, soweit 
sich nicht aus den Absätzen 2 bis 4 etwas 
anderes ergibt. 

(2) Bei der Ausfertigung der Einzelurkun- 
den ist der Name des Inhabers zunächst in 
die Urkunde nicht einzu tragen. 

(3) Ist eine auf Reichsmark lautende Gut- 
schrift nach § 7 auf Deutsche Mark umge- 
schrieben worden, so hat der Berechtigte un- 
verzüglich die Auslieferung der auf seine Gut- 
schrift entfallenden Einzelurkunden aus dem 
Sammelbestand zu verlangen; dies gilt nicht 
für Spitzengutschriften. Die erstverwahren- 
den Kreditinstitute sollen die Berechtigten 
darauf hinweisen, daß sie zur Vermeidung 
der zwangsweisen Verwertung nach Absatz 4 
die Auslieferung der Einzelurkunden verlan- 
gen müssen. Das erstverwahrende Kredit- 
institut hat gleichzeitig mit der Anforderung 
der Einzelurkunde aus dem Sammelbestand 
der im § 61 Abs. 1 des Aktiengesetzes be- 
zeichneten Angaben über die Person des An- 
melders (§ 14 Abs. 1 Satz 1 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes) der Gesellschaft anzu- 
zeigen; dies gilt auch dann, wenn der Berech- 
tigte, der die Auslieferung der Einzelurkunde 
verlangt, nicht der Anmelder ist. Bei der 
Auslieferung ist die Einzelurkunde durch 
Eintragung des Namens des Anmelders als 
Inhaber zu vervollständigen. 

(4) § 7 Abs. 4 und 5 gilt für Spitzengut- 
schriften, für Spitzenbeträge des nicht beleg- 
ten Betrages der Sammelurkunde und für 
Gutschriften. Zwangsweise veräußerte Ein- 
zelurkunden sind vor ihrer Aushändigung an 
den Erwerber durch Eintragung seines Na- 
mens als Inhaber zu vervollständigen. 

§ 9 

(1) Für Namensaktien oder Zwischen- 
scheine, die auf Reichsmark ausgestellt sind 


und zu einer Wertpapierart gehören, für die 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Be- 
reinigung nach §§ 4, 5 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes festgestellt sind, ist das Ak- 
tienbuch von der Gesellschaft unter Berück- 
sichtigung der Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse spätestens im Zeitpunkt der Be- 
kanntmachung nach § 7 Abs. 1 neu anzule- 
gen; von diesem Zeitpunkt an finden Um- 
schreibungen im alten Aktienbuch nicht mehr 
statt. Ein neues Aktienbuch ist nicht anzule- 
gen, wenn alle Namensaktien oder Zwischen- 
scheine der betreffenden Wertpapierart mit 
Lieferbarkeitsbescheinigungen versehen sind. 

(2) In das neue Aktienbuch sind als Inha- 
ber diejenigen einzutragen, die sich 

1. aus den Anzeigen der erstverwahrenden 
Kreditinstitute nach § 8 Abs. 3, 

2. aus einer Veräußerung nach § 8 Abs. 4 
in Verbindung mit § 7 Abs. 4 und 5, 
sowie 

3. aus dem Umtausch oder der Veräuße- 
rung nach § 54 a des D-Markbilanz- 
gesetzes 

ergeben. 

(3) Von einer Eintragung nach Absatz 2 
hat die Gesellschaft im Benehmen mit der 
Prüfstelle festzustellen, welches im alten Ak- 
tienbuch eingetragene Aktienrecht die Ein- 
tragung im neuen Aktienbuch betrifft. Der 
im alten Aktienbuch als Inhaber des Ak- 

. tienreAts Eingetragene ist unter Hinweis auf 
die Eintragung im neuen Aktienbuch zu 
löschen; im neuen Aktienbuch ist bei der 
Eintragung auf die Löschung im alten Ak- 
tienbuch hinzuweisen. Die Löschung und die 
Hinweise haben zu unterbleiben, wenn die 
Feststellung nicht oder nicht zweifelsfrei 
möglich ist. 

(4) Mit der ersten Eintragung im neuen 
Aktienbuch gelten vorbehaltlich der Sätze 2 
bis_4 das neue und das alte Aktienbuch ge- 
meinsam als Aktienbuch der Gesellschaft. Im 
Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär 
nicht, wer, ohne im neuen Aktienbuch einge- 
tragen zu sein, im alten Aktienbuch nach Ab- 
satz 3 Satz 2 gelöscht ist. Anstelle eines im 
alten Aktienbuch Eingetragenen, der nicht 
nach Absatz 3 Satz 2 gelöscht ist. Ist zur 
Ausübung von Mitgliedschaftsrechten zuzu- 
lassen, 

1. wer die Voraussetzungen des § 11 Abs. 

1 des Gesetzes über die Ausübung von 
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Mitgliedsdiaftsrediten aus Aktien wäh- 
rend der Wertpapierbereinigung vom 
9. Oktober 1950 (Bundesgesetzbl. S.690) 
erfüllt, 

2. wem eine Gutschrift auf Sammeldepot- 
konto erteilt ist, sofern der Gutschrift 
das Aktienrecht des Eingetragenen zu 
Grunde liegt. 

Sind danach auf einer Hauptversammlung 
mehr Stimmberechtigte vertreten, als nach 
dem Grundkapital Aktionäre vorhanden sein 
können, so sind alle im neuen Aktienbuch 
nach Absatz 3 Satz 2 ohne Hinweis auf eine 
Löschung Eingetragenen nicht stimmberech- 
tigt. 

(5) Nach Ablauf eines Jahres seit der in § 7 
Abs. 4 in Verbindung mit § 8 Abs. 4 vorge- 
schriebenen Bekanntmachung ist nur das neue 
Aktienbuch das Aktienbuch der Gesellschaft; 
in der Bekanntmachung ist darauf hinzuwei- 
sen. Vormänner im Sinn von § 59 des Ak- 
tiengesetzes sind auch alle im alten Aktien- 
budi als Inhaber des Aktienrechts des ausge- 
schlossenen Aktionärs Eingetragenen. 


§ 10 

(1) Hat die Gesellschaft nach § 54 a Abs. 2 
des D-Markbilanzgesetzes zum Umtausch der 
in Kraft gebliebenen Aktien aufgefordert, so 
werden Lieferbarkeitsbescheinigungen nach 
§48 des Wertpapierbereinigungsgesetzes nicht 
mehr ausgestellt, wenn im Zeitpunkt der 
Bekanntmachung der Aufforderung im Bun- 
desanzeiger die Lieferbarkeitsbescheinigung 
nach § 48 Abs. 2 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes noch nicht ausgestellt ist oder eine 
dem Antrag nach § 48 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes stattgebende gerichtliche 
Entscheidung erst nach der Bekanntmachung 
rechtskräftig wird. Der Berechtigte hat statt 
dessen gegen Einreichung der in der rechts- 
kräftigen gerichtlichen Entscheidung bezeich- 
neten Aktie Anspruch auf Umtausdi in eine 
Aktie, die auf Deutsche Mark lautet. 

(2) Die Gesellschaft hat den einzelnen Be- 
reditigten zum Umtausch aufzufordern; einer 
Bekanntmachung der Aufforderung in den 
Gesellschaftsblättern bedarf es nicht. Im 
übrigen gilt für die Aufforderung, den Um- 
tausdi und die Kraftloserklärung § 54 a des 
D-Markbilanzgesetzes entsprechend. 


Artikel 4 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 11 

(1) War beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eine Aufforderung zum Umtausch oder zur 
Abstempelung von auf Reichsmark lauten- 
den, in Kraft gebliebenen Aktien mit Liefer- 
barkeitsbescheinigungen nach § 54 des D- 
Markbilanzgesetzes in Verbindung mit §§ 67, 
179, 58 Abs. 2 des Aktiengesetzes bereits 
dreimal bekanntgemacht, so gilt sie als Auf- 
forderung im Sinn von § 54 a des D-Mark- 
bilanzgesetzes, wenn im Zeitpunkt der letzten 
Bekanntmachung der Aufforderung im Bun- 
desanzeiger die Voraussetzungen des § 54 a 
Abs. 2 Satz 1 des D-Markbilanzgesetzes Vor- 
lagen und die Kraftlöserklärung der Aktien 
für einen mindestens drei Monate nach der 
ersten Bekanntmachung der Aufforderung 
im Bundesanzeiger liegenden Zeitpunkt an- 
gedroht worden war. Gilt eine bereits ergan- 
gene Aufforderung nach Satz 1 nicht als Auf- 
forderung im Sinn von § 54 a des D-Mark- 
bilanzgesetzes, so ist sie unter Beachtung des 
§ 54 a des D-Markbilanzgesetzes zu wieder- 
holen. 

(2) Gilt eine Aufforderung nach Absatz 1 
Satz 1 als Aufforderung im Sinn von § 54 a 
des D-Markbilanzgesetzes, so ist die in § 54 a 
Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes vorgeschrie- 
bene Aufstellung der Prüfstelle unverzüglich 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes der 
Gesellschaft zu übergeben. In^ § 54 a Abs, 3 
Satz 2 des, D-Markbilanzgesetzes und in § 10 
dieses Gesetzes tritt für diesen Fall an die 
Stelle des Zeitpunktes der Bekanntmachung 
der Aufforderung im Bundesanzeiger der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

(3) Sind vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes Aktien auf Grund einer Aufforderung 
für kraftlos erklärt worden, die nach Absatz 1 
Satz 2 zu wiederholen ist, und müssen Aktien 
zusammengelegt werden, so dürfen die an- 
stelle der für kraftlos erklärten Aktien aus- 
. zugebenden neuen Aktien, ,sofern dies noch 
nidit geschehen ist, erst dann für Rechnung 
der Beteiligten verkauft werden, wenn auf 
Grund der wiederholten Aufforderung die 
Voraussetzungen für eine solche Verwertung 
gegeben sind. 

§ 12 

Soweit dieses Gesetz auf das D-Markbilanz- 
gesetz Bezug nimmt, ist darunter je nach 
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dem Geltungsbereich das Gesetz über die Er- 
öffnungsbilanz in Deutscher Mark und die 
Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanzgesetz) 
vom 21. August 1949 (WiGBl. S. 279), auf 
Baden, Württemberg-Hohenzollern und den 
bayerischen Kreis Lindau erstreckt durch 
Verordnung vom 13. Dezember 1949 (Bun- 
desgesetzbl. 1950, S. 2) oder das Landesgesetz 
des Landes Rheinland-Pfalz über die Eröff- 
nungsbilanz in Deutscher Mark und die Ka- 
phalneufestsetzung (D-Markbilianzgesetz) 
vom 6. September 1949 (GVBl. Rheinland- 
Pfalz S. 421) zu verstehen. 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, sobald 
das Land Berlin nach Art. 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung die Anwendung des Gesetzes be- 
schließt, und zwar mit folgenden Maßgaben: 

1. Soweit dieses Gesetz auf das D-Mark- 
bilanzgesetz Bezug nimmt, ist darunter 
das Gesetz des Landes Berlin über die Er- 
öffnungsbilanz in Deutscher Mark und 
die Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanz- 
gesetz) vom 12. August 1950 (VOBl. I 
S. 329) zu verstehen. 

2. Soweit dieses Gesetz auf das Wertpapier- 
bereinigungsgesetz Bezug nimmt, ist 
darunter das Gesetz des Landes Berlin 
zur Bereinigung des Wertpapierwesens 
( W ertpapierbereinigungsgesetz) vom 26. 
September 1949 (VOBl. I S. 346) zu ver- 
stehen. 

3. Soweit in diesem Gesetz auf Vorschriften 
des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
vom 29. März 1951 Bezug genommen Ist, 


treten an deren Stelle die entsprechenden 
Vorschriften des Gesetzes des Landes Ber- 
lin zur Änderung und Ergänzung des 
W ertpaplerbereinigungsgesetzes vom 12. 
Juli 1951 (GVBl. S. 530). 

4. Soweit In diesem Gesetz auf Vorschriften 
des Gesetzes über die Ausübung von Mit- 
gliedschaftsrechten aus Aktien während 
der Wertpapierbereinigung vom 9. Ok- 
tober 1950 Bezug genommen ist, treten 
an deren Stelle die entsprechenden Vor- 
schriften des Gesetzes des Landes Berlin 
über die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten aus Aktien während der Wert- 
papierberelnlgung vom 4. Januar 1951 
(VOBl. I S. 38). 

5. In % 1 Abs. 1 Satz 1 sind anstelle des 
21. Juni 1948 die im D-Markbilanzgesetz 
des Landes Berlin bestimmten Bilanzstich- 
tage maßgebend. 

6. In § 4 Nr. 3 treten an die Stelle der Worte 
„in der Fassung des § 7 Nr. 27 des D- 
Markbilanzergänzungsgesetzes‘‘ die Worte 
„In der Fassung des § 7 Nr. 34 des D- 
Markbllanzergänzungsgesetzes vom 24. 
Mai 1951 (GVBl. S. 382)". 

7. § 81 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes in 
der Fassung des § 4 Nr. 3 gilt mit der 
Maßgabe, daß für die erste Wiederprü- 
fung von Geldinstituten In der Rechts- 
form der Genossenschaft durch besondere 
Vorschrift des Landes Berlin ein anderer 
Zeitpunkt bestimmt werden kann. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 

Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Auf dem Gebiete des Gesetzes über die Er- 
öffnungsbilanz in Deutscher Mark und die 
Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanzgesetz) 
vom 21., August 1949 (WiGBl. S. 279) bedür- 
fen einige Zweifelsfragen einer Klärung. Man- 
gels einer Ermächtigung zum Erlaß von 
Durchführungsverordnungen im D-Mark- 
bilanzgesetz muß die Regelung durch Gesetz 
erfolgen. 

Bei den notwendigen Ergänzungen und Än- 
derungen des D-Markbilanzgesetzes handelt 
es sich im wesentlichen um zwei Fragenkreise. 

1 . 

Der erste Hauptgegenstand des Entwurfs be- 
trifft die Fortsetzung der nach § 80 Abs. 1 
und 4 DMBG aufgelösten Gesellschaften und 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. 
Ob und unter welchen Voraussetzungen eine 
Fortsetzung dieser Unternehmen zulässig ist, 
wurde weder im D-Markbilanzgesetz noch 
im (Ersten) D-Markbilanzergänzungsgesetz 
geregelt. Nachdem diese Frage im Schrifttum 
und in der Rechtsprechung streitig geworden 
ist, bedarf sie wegen ihrer erheblichen prak- 
tischen Bedeutung für die aufgelösten Un- 
ternehmen einer gesetzlichen Klärung. Der 
Entwurf trifft die erforderliche Regelung in 
§§ 2 und 3. 

2 . 

Der zweite Fragenkreis, der in der Über- 
schrift des Entwurfes kurz als „Ausgabe von 
Aktien in Deutscher Mark" bezeichnet Ist, 
betrifft die Ersetzung von auf Reichsmark 
lautenden Aktien durch Aktien, die auf 
Deutsche Mark lauten. Durch die Neufest- 
setzung der Kapitalverhältnisse sind die auf 
Reichsmark lautenden Aktienurkunden un- 
richtig geworden und müssen durch den neu- 
festgesetzten Kapitalverhältnissen entspre- 
chende auf Deutsche Mark lautende Aktien- 
urkunden ersetzt werden. § 54 DMBG hat 
diese Ausgabe von Aktien In Deutscher Mark 
nur in den Grundzügen geregelt. Bei seiner 
Abfassung konnten die Auswirkungen des 
fast gleichzeitig mit dem D-Markbilanzgesetz 
ergangenen Wertpapierbereinigungsgesetzes 
(WBG) noch nicht berücksichtigt werden. Der 
Verlauf der Wertpapierbereinigung erlaubt 
nunmehr eine abschließende Regelung. Sie 
ist besonders dringlich, da eine Reihe von 
Gesellschaften auf Grund des § 54 DMBG 


zum Umtausch der Reichsmarkaktien unter 
Androhung der Kraftloserklärung nicht eln- 
gerelchter Aktien inzwischen aufgefordert 
haben. Der Entwurf enthält die hierzu erfor- 
derlichen Bestimmungen in § 4 Nrn. 1 und 2, 
§§ 5 bis 10. 

Die durch die Neufestsetzung notwendig ge- 
wordene Ersetzung der Reichsmarkaktien 
durch D-Markaktien ist nicht in allen Fällen 
von der Wertpapierbereinigung abhängig. 
Die Neufassung des § 54 DMBG behandelt 
nur noch den Umtausch und die Abstempe- 
lung von solchen Reidimarkaktien, die zu 
einer von der Wertpapierbereinigung nicht 
betroffenen Wertpapierart gehören (§ 4 Nr. 1 
des Entwurfs). 

In den Fällen, in denen die zu ersetzenden 
Reichsmarkaktien zu einer nach den Vor- 
schriften des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
zu bereinigenden Wertpapierart gehören, un- 
terscheidet der Entwurf mit Rücksicht auf 
die Bestimmungen des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes zwischen den mit Lieferbar- 
keitsbescheinigungen versehenen, In Kraft ge- 
bliebenen Reichsmarkaktien und den nach 
§ 3 WBG kraftlos gewordenen Reichsmark- 
aktien, Die Vorschriften über den Umtausch 
der mit Lieferbarkeitsbescheinigung versehe- 
nen Reichsmarkaktien enthält der neue § 54 a 
DMBG (§ 4 Nr. 2 des Entwurfs). 

Die nadi § 3 WBG kraftlos gewordenen 
Reichsmarkaktien können nicht umgetauscht 
werden, weil sie in der Regel nicht greifbar 
sind. Hier muß die anstelle einer kraftlos ge- 
wordene Reichsmarkaktie getretene, auf 
Reichsmark lautende Gutschrift auf Sammel- 
depotkonto In eine auf Deutsche Mark lau- 
tende Gutschrift umgeschrieben werden. Die 
auf Reichsmark lautende Sammelurkunde, an 
der diese Gutschriften einen Miteigentums- 
anteil gewähren, ist durch auf Deutsche Mark 
lautende Einzelurkunden zu ersetzen. 

Die hierzu erforderlichen Bestimmungen sind 
zwar durch die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse bedingt; sie hängen aber mit ak- 
tienrechtlichen, depotrechtlichen und wert- 
papierbereinlgungsreditlichen Fragen eng zu- 
sammen und gehen daher über den Rahmen 
des D-Markbilanzgesetzes hinaus. Deshalb 
verweist der neue § 54 b DMBG insoweit auf 
Vorschriften außerhalb des D-Markbilanzge- 
setzes (§ 4 Nr. 2 des Entwurfs). 
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Die zur Ausfüllung der Verweisung des § 54 b 
DMBG notwendigen Bestimmungen trifft 
der Entwurf in Artikel 3, und zwar enthal- 
ten §§ 5 bis 7 Vorschriften für die Inhaber- 
aktien, während §§ 8, 9 Sonderbestimmungen 
für Narnensaktien und Zwischenscheine vor- 
sehen. 

Zur Vereinfachung ersetzt § 10 des Entwur- 
fes, wenn das in § 54 a DMBG vorgeschrie- 
bene Umtauschverfahren eingeleitet worden 
ist, den Anspruch auf Ausstellung einer Lie- 
ferbarkeitsbescheinigung nach § 48 WBG 
durch einen Anspruch auf Aushändigung 
einer auf Deutsche Mark lautenden Aktie. 

3. 

Neben diesen Vorschriften ergänzt und än- 
dert der Entwurf das D-Markbilanzgesetz 
noch In einigen weniger bedeutsamen Punk- 
ten. § 1 des Entwurfs soll die Aufstellung der 
noch ausstehenden D-Markeröffnungsbilan- 
zen erzwingen. § 4 Nr. 3 des Entwurfs 
schiebt aus technischen Gründen den Zeit- 
punkt der ersten Wiederprüfung von Genos- 
senschaften nochmals hinaus. 

4. 

Die im Zusammenhang mit der Regelung des 
Entwurfs erforderlichen Übergangs- und 
Schlußbestimmungen sind in §§ 11 bis 14 
enthalten. 

Zu den Vorschriften des Entwurfs ist Im 
einzelnen folgendes zu bemerken: 

Zu § 1; 

§§ 1, 3 DMBG haben die Aufstellung einer 
D-Markeröffnungsbllanz innerhalb bestimm- 
ter, ausreichend bemessener Fristen vorge- 
schrieben. Trotzdem sind die D-Markeröff- 
nungsbilanzen vielfach bisher nicht aufge- 
stellt worden. Ferner haben Gesellschaften, auf 
die nach § 77 Abs. 2 und 3 DMBG nur die Vor- 
schriften des D-Markbilanzgesetzes über die 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse nicht 
anzuwenden sind, nitht nur die Neufest- 
setzung, sondern auch die Aufstellung der D- 
Marker Öffnungsbilanz unterlassen. Dieser ge- 
setzwidrigen, aus handelsrechtlichen und steu- 
erlichen Gründen unerwünschten Entwick- 
lung kann mit Ordnungsstrafen nicht ent- 
gegengetreten werden, weil die Rechtsgrund- 
lage für ihre Verhängung z. T. zweifelhaft 
ist, z. T. fehlt. 

Bei Aktiengesellschaften, Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien- und Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften Ist der Vorstand 


(geschäftsführende Gesellschafter) zur Auf- 
stellung des Jahresabschlusses verpflichtet (§§ 
125, Abs. 1, 219 Abs. 3 Akt. Ges.; § 33 Abs. 
2 Gen. G.); er kann zur Befolgung dieser 
Verpflichtung durch Verhängung von Ord- 
nungsstrafen angehalten werden (§ 303 Abs.l 
Akt. Ges.; § 160 Abs. 1 Satz 2 Gen. G.). Nach 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 DMBG gelten die Vorsdirlf- 
ten über die Aufstellung des Jahresabschlus- 
ses für die Aufstellung der D-Markeröff- 
nungsbilanz entsprechend, soweit sich nicht 
aus dem DMBG etwas anderes ergibt. Trotz- 
dem wird im Schrifttum und in der Recht- 
sprechung die Meinung vertreten, daß die 
Aufstellung der D-Markeröffnungsbilanz 
durch Ordnungsstrafen nicht erzwungen wer- 
den kann, weil die In § 80 DMBG angeord- 
nete Auflösung die Verhängung von Ord- 
nungsstrafen ausschließe. 

Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
fehlt eine Rechtsgrundlage für die Verhän- 
gung von Ordnungsstrafen zur Erzwingung 
der Aufstellung der Eröffnungsbilanz; die 
Verpflichtung der Geschäftsführer zur Auf- 
stellung der Jahresbilanz (§ 41 Abs 2 
GmbH. G.) ist nicht unter Strafandrohung 
gestellt (vergl. § 78 ff. GmbH. G.). 

Um die restlose Aufstellung der D-Marker- 
öffnungsbilanzen sicherzustellen, muß daher 
eine einwandfreie Rechtsgrundlage dafür 
geschaffen werden, daß die Registergerichte 
Ordnungsstrafen verhängen können. Abs. 1 
Satz 1 bestimmt deshalb, daß der Vor- 
stand (bei aufgelösten Gesellschaften (§§ 77 
Abs. 2, 80 DMBG) der Abwickler) einer 
Aktiengesellschaft die Eröffnungsbilanz zum 
Handelregister auch dann binnen 2 Mo- 
naten nach dem Inkrafttreten des Ent- 
wurfes einzureichen hat, wenn der Be- 
schluß über die Neufestsetzung der Ka- 
pitalverhältnisse noch nicht angemeldet ist. 
Für Gesellschaften, die den Beschluß über die 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse bereits 
angemeldet haben, braucht die Einreichung 
nicht vorgeschrieben zu werden, weil sie die 
Eröffnungsbilanz schon bei der Anmeldung 
der Neufestsetzung eingereicht haben (§ 52 
Abs. 1 Satz 1 DMBG). Der Vorstand (Ab- 
wickler) ist zur Einreichung einer aufgestell- 
ten Eröffnungsbilanz verpflichtet ohne Rück- 
sicht darauf, ob diese Eröffnungsbilanz durch 
die hierzu berufenen Gesellschaftsorgane fest- 
gestellt worden ist; es kann zwar die Auf- 
stellung und Einreichung der Eröffnungs- 
bilanz, nicht aber die Beschlußfassung der zur 
Feststellung der Bilanz berufenen Organe er- 
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zwungen werden. Die Verpflichtung zur Ein- 
reichung trifft alle Gesellschaften, die nach 
§ 1 DMBG eine Eröffnungsbilanz aufzustel- 
len haben; wie sich aus der Einreichungsfrist 
von 2 Monaten nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes ergibt, sind Geldinstitute, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen jedoch 
nicht betroffen, weil für sie nach der 42. bis 
44. DVO/UG besondere Fristen für die Ein- 
reichung der Eröffnungsbilanz vorgeschrieben 
sind. Die Frist von 2 Monaten nach Inkraft- 
treten des Gesetzes ist ausreichend, weil die 
Einreichung der Eröffnungsbilanz und, so- 
weit diese entgegen den Vorschriften des D- 
Markbinlanzgesetzes noch nicht aufgestellt ist, 
auch die Nachholung der Aufstellung inner- 
halb dieser Frist erfolgen kann. 

Absatz 1 Satz 2 gibt dem Registergericht 
die Befugnis, die Einreichung der Eröffnungs- 
bilanz zum Handelsregister durch Ordnungs- 
strafen zu erzwingen. 

Absatz 2 enthält eine bilanztechnische Ergän- 
zungsvorschrift für die Aufstellung der Eröff- 
nungsbilanz. Auf der Passivseite der Eröff- 
nungsbilanz sind bei Aktiengesellschaften 
(und Kommmanditgesellschaften auf Ak- 
tien) nach § 131 Abs. 1 Buchst. B I u. II Akt. 
Ges. (in Verbindung mit § 219 Abs. 3 Akt. 
Ges.) das Grundkapital und die Rücklagen 
einzustellen; das gleiche gilt für das Stamm- 
kapital einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (§ 42 Nr. 4 GmbH. G.) und für die 
Geschäftsguthaben und die Reservefonds der 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
(§ 33 d, Buchst. B I u. II Gen.G.). Solange die 
Kapitalverhältnisse bzw. die Geschäftsgutha- 
ben nicht neufestgesetzt sind, ist ein Ausweis 
dieser Posten in Deutscher Mark nicht mög- 
lich. Für die Zwecke der Aufstellung der Er- 
öffnungsbilanz wird deshalb bestimmt, daß 
anstelle dieser Posten der Betrag des nach 
Abzug der Schulden sich ergebenden Ver- 
mögens, also das Reinvermögen, auf der Pas- 
sivseite auszuweisen ist. Dies Ist der Betrag, 
der nach § 35 Abs. 2, § 65 Abs. 1 DMBG 
bei einer etwa noch vorzunehmenden Neu- 
festsetzung zur Festsetzung des Nennkapitals 
(der Geschäftsguthaben) und zur Bildung von 
Rücklagen zu verwenden Ist. 

Zu § 2: 

§ 80 Abs. 1 und 4 in der Fassung des § 7 
Nr. 25 und 26 des (Ersten) D-Markbllanzer- 
gänzungsgesetzes ordneten die Auflösung der 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 


ten auf Aktien, Gesellschaften mit beschrank- 
ter Haftung und Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften an, die den Beschluß über 
die Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
bzw. den Beschluß über die nach §§ 64 ff. 
DMBG notwendigen Änderungen des Statu- 
tes bis zum 30. Juni 1951 nicht beim Register- 
gericht zur Eintragung in das Handelsregister 
(Genossenschaftsregister) angemeldet hatten. 
Auf Grund dieser Vorschriften sind zahlreiche 
Unternehmen aufgelöst worden. Der über- 
wiegende Teil dieser Unternehmen scheint al- 
lerdings schon vorher einen werbenden Ge- 
schäftsbetrieb nicht mehr ausgeübt zu haben, 
so daß die Auflösung nach § 80 Abs. 1 urid 4 
DMBG nur der tatsächlich schon bestehenden 
Abwicklung die rechtliche Grundlage gege- 
ben hat. Daneben dürfte jedoch eine nicht 
unerhebliche Zahl von Unternehmen aufge- 
löst worden sein, deren endgültige Auflösung 
und Abwicklung weder im wirtschaftlichen 
Interesse der Allgemeinheit liegt noch dem 
Willen der Beteiligten entspricht. Für sie ist 
die Frage, ob ein nach § 80 Abs. 1 und 4 
DMBG aufgelöstes Unternehmen sich in ein 
werbendes rückverwandeln kann, von erheb- 
licher praktischer Bedeutung. 

Die Zulässigkeit einer Fortsetzung ist wegen 
des Fehlens einer ausdrücklichen gesetzlichen 
Regelung streitig. Im Schrifttum ist die Frage 
umstritten; auch die Meinung der Gerichte 
geht auseinander. Es ist deshalb erforderlich, 
durch Gesetz die Rechtslage klarzustellen. 

§ 2 gestattet einer nach § 80 Abs. 1 DMBG 
aufgelösten Aktiengesellschaft, Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien oder Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, die Fortsetzung zu be- 
schließen (Absatz 1 Satz 1). Ein Fortsetzungs- 
beschluß ist jedoch erstens nur zulässig, so- 
lange noch nicht mit der Verteilung des Ge- 
sellschaftsvermögens unter die Gesellschafter 
begonnen Ist (Absatz 1 Satz 2 Nr. 1). Diese 
Voraussetzung ist § 215 Abs. 1 Satz 1 Akt. 
Ges. entnommen und beruht auf der Erwä- 
gung, daß eine Fortsetzung nur bei noch vor- 
handenem Nennkapital zulässig sein darf. 
Zweitens soll die Fortsetzung nur beschlossen 
werden können, wenn spätestens zugleich mit 
ihr die Neufestsetzung der Kapitalverhält- 
nisse der Gesellschaft nach Abschnitt II des 
D-Markbilanzgesetzes beschlossen wird (Ab- 
satz 1 Satz 2 Nr. 2). Zweck der Auflösungs- 
anordnung des § 80 DMBG war es, daß nach 
dem 30. Juni 1951 keine werbende Gesell- 
schaft mehr ein Reichsmarknennkapital haben 
sollte. Wird dieser Zweck, sei es auch unter 
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Überschreitung der Frist des § 80 DMBG, 
dadurch ereicht, daß das aufgelöste Unter- 
nehmen die Neufestsetzung (zusammen mit 
einem Fortsetzungsbeschluß) beschließt, so 
liegt kein Grund dafür vor, trotzdem die 
endgültige Abwicklung des Unternehmens zu 
erzwingen. 

Aus der uneingeschränkten Bezugnahme des 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 auf Absdinitt II des 
D-Markbilanzgesetzes würde sich ergeben, 
daß eine nach § 80 Abs. 1 DMßG aufgelöste 
Gesellschaft ihr Nennkapital u, U, noch nach 
Jahren auf die in § 44 Abs. 1 und 2 DMBG 
genannten Mindestnennbeträge neu festset- 
zen könnte. Es kann aber nicht zugelassen 
werden, daß die für eine vorübergehende 
Zeit gedachte Sonderregelung des § 44 Abs. 1 
und 2 DMBG auf unbestimmte Zeit an die 
Stelle der nach allgemeinen Vorschriften er- 
forderlichen Mindestnennbeträge des Nenn- 
kapitals tritt. Deshalb wird in Abatz 1 Satz 1 
Nr, 2 ergänzend bestimmt, daß für eine nach 
dem 31. Dezember 1952 beschlossene Neu- 
festsetzung hinsichtlich des Mindestnennbe- 
trages des Grundkapitals (Stammkapitals) 
nach der Neufestsetzung statt § 44 Abs. 1 
und 2 DMBG die allgemeinen Vorschriften 
gelten. 

Nach § 215 Abs, 1 Satz 2, 1. Halbsatz' Akt. 
Ges. bedarf in den dort geregelten Fällen der 
Fortsetzungsbeschluß einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel des bei der Beschluß- 
fassung vertretenen Grundkapitals umfaßt. 
Der Entwurf übernimmt diese Bestimmung 
nicht, sondern läßt die einfache Mehrheit des 
bei der Beschlußfassung vertretenen Nenn- 
kapitals genügen (Absatz 1 Satz 3). Hierfür 
war maßgebend, daß für die rechtzeitige Neu- 
festsetzung der Kapitalverhältnisse nach § 51 
DMBG die einfache Mehrheit des bei der Be- 
schlußfassung vertretenen Nennkapitals ge- 
nügt hätte. Da der Fortsetzungsbeschluß im 
Ergebnis nur eine verspätete Neufestsetzung 
ist, darf es einer Minderheit, die die recht- 
zeitige Neufestsetzung nicht hätte verhindern 
können, nicht möglich sein, den Fortsetzungs- 
beschluß zu vereiteln. Auch sonst übernimmt 
der Entwurf in Absatz 1 Satz 3 bis 5 die Be- 
stimmungen des § 51 Abs. 1' Satz 1 bis 3 
DMBG und gestattet damit, die Fortsetzung 
unter denselben Bedingungen wie die Neu- 
festsetzung zu beschließen. 

Absatz 2 übernimmt § 215 Abs. 3 Akt. Ges., 
da die sachlichen Voraussetzungen gleich lie- 
gen. 


Absatz 3 bestimmt in Anlehnung an § 215 
Abs. 4 Akt. Ges., daß der Fortsetzungsbe- 
schluß erst wirksam wird, wenn er und der 
Beschluß über die Neufestsetzung in das Han- 
delsregister eingetragen worden sind. Nur da- 
durch wird die Verwirklichung der an die 
Zulassung der Fortsetzung geknüpften Be- 
dingung gesichert. 

Eine nach § 80 Abs. 1 DMBG aufgelöste Ge- 
sellschaft ist, auch wenn sie nachträglich die 
in Absatz 1 zugelassene Fortsetzung be- 
schließt, in der Zeit zwischen der Auflösung 
und der Eintragung des Fortsetzungsbeschlus- 
ses eine in Abwicklung befindliche Gesell- 
schaft, Da eine abwickelnde Gesellschaft 
steuerlich nach anderen Grundsätzen als eine 
werbende Kapitalgesellschaft behandelt wird, 
wäre w'egen der verspäteten Neufestsetzung 
der Kapitalverhältnisse, um die es sich bei der 
Fortsetzung sachlich allein handelt, eine zwei- 
malige Änderung der Besteuerungsweise er- 
forderlich. Aus Vereinfachungsgründen be- 
stimmt deshalb Absatz 4, daß eine solche Ge- 
sellschaft steuerlich so behandelt wird, als ob 
sie nicht nach § 80 Abs, 1 DMBG aufgelöst 
gewesen wäre. 

Werbende Gesellschaften mit Reichsmark- 
nennkapital soll es nach dem D-Markbilanz- 
gesetz nach dem 30. Juni 1951 nicht mehr 
geben. Dies muß auch für solche Gesellschaf- 
ten gelten, die nicht nach § 80 Abs. 1 DMBG, 
sondern aus anderen Gründen aufgelöst sind 
und sich in eine werbende Gesellschaft zu- 
rückverwandeln wollen. Um Zweifel auszu- 
schließen, bestimmt Absatz 5, daß für solche 
Gesellschaften, sofern sie nach allgemeinen 
Vorschriften ihre Fortsetzung beschließen 
können, Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 und Absatz 3 
(Gleichzeitigkeit von Fortsetzungs- und Neu- 
festsetzungsbeschluß; Wirksamkeit des Fort- 
setzungsbeschlusses erst bei Eintragung des 
Neufestsetzungs- und des Fortsetzungsbe- 
schlusses) entsprechend gelten. 

Zu § 3: 

Die Zulassung der Fortsetzung von nach § 80 
Abs. 4 DMBG aufgelösten Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften Ist aus den glei- 
chen Gründen und unter denselben Voraus- 
setzungen geboten wie bei den nach § 80 Abs. 
1 DMBG aufgelösten, in § 2 behandelten Ka- 
pitalgesellsdiaften. Sachlich übereinstimmend 
mit § 2 werden deshalb durch Absatz 1 die 
Bestimmungen des § 2 Abs. 1 und durch Ab- 
satz 3 die Bestimmungen des § 2 Abs. 5 mit 
den wegen der Besonderheiten der Erwerbs- 
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und Wirtschaftsgenossenschaften erforder- 
lichen Änderungen übernommen; im übrigen 
werden § 2 Abs. 2 bis 4 für sinngemäß an- 
wendbar erklärt (Absatz 2). 

Zu § 4 Nr. 1: 

Der Aktienumtausch anläßlich der Neufest- 
setzung der Kapitalverhältnisse von Aktien- 
gesellsdiaften und Kommanditgesellschaften 
auf Aktien ist bisher durch die sehr allgemei- 
ne Regelung des § 54 DMBG nicht hinrei- 
chend geordnet, weil bei der Abfassung des 
§ 54 die Rückwirkungen des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes nicht genügend berücksich- 
tigt werden konnten. Der Anwendungsbereich 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes erstreckt 
sich nur auf vor dem 8. Mai 1945 ausgestellte 
Wertpapiere (§ 1 Abs. 1 Satz 1 WBG) und 
selbst diese Wertpapiere sind von der An- 
wendung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
ausgenommen, wenn 'kein vor dem 8. Mai 
1945 ausgestelltes Wertpapier bis zu diesem 
Zeitpunkt ausgegeben worden ist (§ 1 Abs. 3 
Nr. 2 WBG). Es gibt daher von der Neu- 
festsetzung der Kapitalverhältnisse betroffe- 
ne Reichsmarkaktien, die zu einer Wertpa- 
pierart gehören, für die die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für die Bereinigung nicht ge- 
geben sind. In Betracht kommen vor allem 
die Aktien von solchen vor dem 8. Mai 1945 
gegründeten Gesellschaften, die erst nach dem 
8. Mai 1945 ausgegeben worden sind, ferner 
auch die Aktien von zwischen dem 8. Mai 
1945 und dem 21. Juni 1948 gegründeten 
Gesellschaften. Da die Ersetzung dieser 
Reichsmarkaktien durch auf Deutsche Mark 
läutende Urkunden von der vorherigen Be- 
reinigung dieser Wertpapiere nicht abhängt, 
muß für diese wohl verhältnisniäßig seltenen 
Fälle eine besondere Regelung getroffen wer- 
den. Sie ist in der Neufassung des § 54 DM- 
BG enthalten. 

Die Neufassung des § 54 DMBG lehnt sich 
einerseits an die jetzige Fassung des § 54 DM- 
BG, andererseits an die Vorschriften des Ak- 
tiengesetzes über den Umtausch und die Ab- 
stempelung von Aktien (§§ 67, 179 Akt. Ges.) 
an. 

Absatz 1 Satz 1 beschränkt den Geltungs- 
bereich des neuen § 54 DMBG auf Reichs- 
markaktien, die zu einer Wertpapierart ge- 
hören, auf welche die Vorschriften des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes nicht anzuwenden 
sind. Diese Einschränkung geht insofern zu 
weit, als es Reichsmarkaktien gibt, die berei- 


nigt werden müssen, auf die aber gegenwärtig 
das Wertpapierbereinigungsgesetz noch nicht 
angewendet werden kann, weil die die Aktien 
ausgebende Gesellschaft ihren Sitz erst nach 
dem 31. März 1951 in das Bundesgebiet ver- 
legt hat. Diesen Gesellschaften darf es nicht 
möglich sein, nach Eintragung des Neufest- 
setzungsbeschlusses durch eine Umtauschauf- 
forderung mit Androhung der Kraftloserklä- 
rung nicht eingereichter Aktien der für sie in 
dem in Vorbereitung befindlichen Zweiten 
Wertpapierbereinigungsergänzungsgesetz vor- 
zusdireibenden Bereinigungspflicht vorzugrei- 
fen. Absatz 1 Satz 2 bestimmt deshalb, daß 
auch nach der Eintragung der Neufestsetzung 
Aktien nicht umgetauscht oder abgestempelt 
werden dürfen, wenn die Vorschriften des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes nur deshalb 
nicht anzuwenden sind, weil die Vorausset- 
zungen des § 1 des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbef einigungs- 
gesetzes vom 29. März 1951 (BGBl. I S. 211) 
erst nach dem 31. März 1951 eingetreten 
sind. — Absatz 1 Satz 1 bestimmt außer dem 
Anwendungsbereich des § 54 DMBG auch den 
Zeitpunkt, in dem frühestens der Umtausch 
oder die Abstempelung zulässig ist. Die Zu- 
lässigkeit ist, wie bisher nadi § 54 Abs. 2 
DMBG, von der Eintragung der Neufestset- 
zungen das Handelsregister abhängig. 

Absatz 2 sieht einen Zwang zum Umtausch 
oder zur Abstempelung vor. Die durch die 
Währungsreform unrichtig gewordenen 
Reichsmarkaktien sollen möglichst bald aus 
dem Verkehr gezogen werden. Unverzüglich 
nach der Eintragung der Neufestsetzung hat 
die Gesellschaft deshalb um Umtausch oder 
zur Abstempelung aufzufordern (Absatz 2 
Satz 1). Die Gesellschaft ist verpflichtet, die 
trotz Aufforderung nicht eingereichten Ak- 
tien für kraftlos zu erklären (Absatz 2 Satz 2). 
Ist infolge der Neufestsetzung eine Zusam- 
menlegung notwendig, so hat die Gesellschaft 
auch eingereichte Aktien für kraftlos zu er- 
klären, wenn sie die zum Ersatz durch neue 
Aktien nötige Zahl nicht erreichen und der 
Gesellschaft nicht zur Verwertung für Rech- 
nung der Beteiligten zur Verfügung gestellt 
sind (Absatz 2 Satz 3; vergl. § 179 Abs. 1 
Satz 2 Akt. Ges.). Im Gegensatz zu § 179 Akt. 
Ges., der stets eine Kapitalherabsetzung vor- 
aussetzt, kann eine Zusammenlegung nicht 
nur notwendig werden, wenn das D-Mark- 
grundkapltal niedriger, sondern auch wenn es 
höher als das frühere Reichsmarkgrundkapital 
neu festgesetzt worden ist. 
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Absatz 3 regelt die Aufforderung zum Um- 
tausch oder zur Abstempelung näher. Die 
Vorschriften knüpfen an die entsprechenden 
Bestimmungen von § 67 Abs. 2, § 179 Abs. 2 
Akt. Ges. an; sie weidieri jedoch in drei Punk- 
ten von Ihnen ab. Es genügt eine einmalige 
Bekanntmachung der Aufforderung, während 
in den Fällen der §§ 67, 179 Akt. Ges. durch 
die Verweisung auf § 58 Abs. 2 Akt. Ges. eine 
dreimalige Bekanntmachung erforderlich ist. 
Eine dreimalige Bekanntmachung würde eine 
unnötige, kostenverursachende Erschwerung 
bedeuten. Es kann bei allen Aktieninhabern 
als bekannt vorausgesetzt werden, daß aus 
Anlaß der Neufestsetzung ein. Aktienum- 
tausch notwendig ist, so daß eine einmalige 
Bekanntmachung der Aufforderung ausreicht. 
Ferner ist eine Einreichungsfrist von minde- 
stens drei Monaten festzusetzen und ihr Ende 
in der Aufforderung anzugeben. Die Frist soll 
von der Bekanntmachung der Aufforderung 
im Bundesanzeiger an rechnen, damit Frist- 
wahrung und Fristende zweifelsfrei feststell- 
bar und von der Bekanntmachung in den 
übrigen Gesellschaftsblättern unabhängig sind. 
Die dritte Abweichung besteht darin, daß die 
Kraftloserklärung keiner registergerichtlichen 
Genehmigung bedarf, während § 67 Akt. Ges. 
eine gerichtliche Genehmigung vorschreibt. 
Für den Umtausch oder die Abstempelung 
aus Anlaß der Neufestsetzung ist eine gericht- 
liche Genehmigung nicht erforderlich. Es steht 
außer Zweifel, daß der Inhalt der Reichs- 
markaktienurkunden mit der Eintragung der 
Neufestsetzung in das Handelsregister un- 
richtig geworden ist. Absatz 3 Satz 4 verhin- 
dert schließlich zum Zwecke der Beschleuni- 
gung des Umtausches, daß die Einreichungs- 
frist von den Gesellschaften unangemessen 
lang gesetzt wird. Eine Ergänzung des bis- 
herigen § 54 Abs. 1 Satz 3 DMBG war inso- 
fern erforderlich, als damit gerechnet werden 
muß, daß vielfach die Neufestsetzung schon 
länger als 1 Jahr eingetragen sein dürfte. Die 
Einreichungsfrist soll sich deshalb bei Eintra- 
gung der Neufestsetzung vor dem 1. Juni 
1952 (dem 1. des Monats, in dem das Gesetz 
voraussichtlich in Kraft tritt) nicht über den 
1. Juni 1953, bei späterer Eintragung nicht 
über ein Jahr nach der Eintragung hinaus er- 
strecken. 

Absatz 4 regelt das Verfahren bei der Kraft- 
loserklärung. Im Gegensatz zu § 67 Abs. 2 
Satz 3, § 179 Abs. 2 Satz 3 Akt. Ges. v/ird 
die Wirksamkeit der Kraftloserklärung nur 
von der Veröffentlichung im Bundesanzeiger 


abhängig gemacht (Absatz 4 Satz 1 und 2). 
Dadurch sollen Zweifel über den Zeitpunkt 
der Kraftloserklärung ausgeschlossen werden. 
Absatz 4 Satz 3 stellt entsprechend einer 
schon bestehenden Übung klar, daß die für 
kraftlos erklärten Aktien nach ihren Merk- 
malen, insbesondere der Stücknummer, zu be- 
zeichnen sind. Auf die genaue Bezeichnung 
der für kraftlos erklärten Aktien muß (vor 
allem bei der Anwendung dieser Bestimmung 
im Rahmen des § 54 a DMBG; vergl. § 54 a 
Abs. 6 Satz 1) besonderer Wert gelegt wer- 
den, damit keine Zweifel aufkommen kön- 
nen, welche Aktien für kraftlos erklärt wor- 
den sind. Absatz 4 Satz 4 bestimmt, was mit 
den Aktien zu geschehen hat, die anstelle der 
für kraftlos erklärten Aktien von der Gesell- 
schaft ausgegeben werden. Wie schon im bis- 
herigen § 54 Abs. 1 Satz 2 DMBG werden 
§ 67 Abs. 3 bzw. § 179 Abs. 3 Akt. Ges. für 
anwendbar erklärt. Die etwas veränderte Fas- 
sung soll klai;stellen, daß die neu auszugeben- 
den Aktien grundsätzlich nach § 67 Abs. 3 
Akt. Ges. an den Berechtigten auszuhändigen 
oder für ihn zu hinterlegen sind. Eine Ver- 
wertung nach § 179 Abs. 3 Akt. Ges. soll 
dagegen nur ausnahmsweise und nur insoweit 
statthaft sein, als die Anwendung des § 67 
Abs. 3 Akt. Ges. versagt, weil noch Spitzen- 
beträge verbleiben, die in neuen Aktien ohne 
Zusammenlegung nicht dargestellt werden 
können. 

Absatz 5 enthält eine Sondervorschrift für 
Mehrstimmrechtsaktien. Er entspricht dem 
bisherigen § 54 Abs. 3 DMBG. 

Absatz 6 berechtigt das Registergericht, zur 
Erzwingung des Umtausclies Ordnungsstrafen 
zu verhängen. Er entspricht dem bisherigen 
§ 54 Abs. 4 DMBG. 

Zu § 4 Nr. 2: 

Die auf Grund dieser Bestimmung in das D- 
?darkbilanzgesetz neu einzufügenden § 54 a 
und § 54 b regeln im einzelnen, wie bei einer 
der Wertpapierbereinigung unterliegenden 
Wertpapierart der Umtausch der Reichsmark- 
aktien bzw. die Ausgabe der D-Markaktlen 
erfolgt. Der Entwurf unterscheidet ebenso 
wie das Wertpapierbereinigungsgesetz zwi- 
schen den in Kraft gebliebenen, mit Liefer- 
barkeitsbescheinigung versehenen und den 
nach § 3 WBG kraftlos gewordenen Aktien. 
§ 54 b verweist wegen der letzteren auf Vor- 
schriften außerhalb des D-Markbilanzgesetzes, 
nämlich auf die Vorschriften des Artikels 3 
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des Entwurfs. Diese Verweisung soll dem Le- 
ser des D-Markbilanzgesetzes einen Hinweis 
geben, wo er die gesetzlichen Bestimmungen 
über die Ersetzung der kraftlos gewordenen 
Reichsmarkaktien durch Aktien in Deutscher 
Mark findet. 

§ 54 a enthält dagegen die Vorschriften über 
den Umtausch der mit Lieferbarkeitsbeschei- 
nigungen versehenen Aktien. 

§ 54 a Abs. 1 Satz 1 begrenzt den Anwen- 
dungsbereich der Vorsdirift auf die auf 
Reidismark lautenden, in Kraft gebliebenen 
Aktien, die zu einer Wertpapier art gehören, 
für die die gesetzlichen Voraussetzungen für 
die Bereinigung nach §§ 4, 5 WBG festgestellt 
sind. Im Gegensatz zu § 54 DMBG (Neufas- 
sung) steht es nicht im Belieben der Gesell- 
schaft, ob sie die Reichsmarkaktien Umtau- 
schen oder ob sie sie abstempeln will. Grund- 
sätzlich ist nur der Umtausch statthaft (Ab- 
satz 1 Satz 1). Dadurch soll die Verwendung 
von nach § 3 WBG kraftlos gewordenen Ak- 
tienurkunden zu Fälschungen ausgeschlossen 
werden. Nur wenn sämtliche Aktien der 
Wertpapierart mit Lieferbarkeitsbescheini- 
gungen versehen sind, soll auch eine Abstem- 
pelung zulässig sein (Absatz 1 Satz 2). 

Absatz 2 regelt die Voraussetzungen des Um- 
tausches oder, soweit nach Absatz 1 Satz 2 
zulässig, der Abstempelung. Absatz 2 Satz 1 
bestimmt den Zeitpunkt, in dem die Aktien 
frühestens umgetauscht oder abgestempelt 
werden dürfen. Die Vorschrift entspricht dem 
bisherigen § 54 Abs. 2 DMBG, wobei die 
erste Voraussetzung, Eintragung der Neufest- 
setzung, unverändert geblieben ist, während 
die zweite Voraussetzung im bisherigen § 54 
Abs. 2 DMBG unklar war. Wann „Einzel- 
urkunden auf Grund der Wertpapierbereini- 
gung ausgestellt werden können", ist aus dem 
Wertpapierbereinigungsgesetz nicht eindeutig 
zu entnehmen. Deshalb stellt Absatz 2 Satz 1 
es auf den mit Sicherheit feststellbaren Zeit- 
punkt ab, in dem entweder durch Bestätigung 
der Bankaufsichtsbehörde (§11 Abs. 1 WBG) 
oder durch rechtskräftige gerichtliche Ent- 
scheidung (§11 Abs. 2 WBG) der Betrag der 
Sammelurkunde festgestellt ist. Liegen die 
Voraussetzungen für den freiwilligen Um- 
tausch vor und sind nach § 41 Abs. 1 WBG 
die Einzelurkunden bei ‘der Wertpapiersam- 
melbank eingeliefert, so ist die Gesellschaft 
verpflichtet, zur Einreichung der Aktien auf- 
zufordern (Absatz 2 Satz 2, 1. Halbsatz). Die 
Gründe für diese Pflicht sind die gleichen, wie 


sie zu § 54 Abs. 2 Satz 2 DMBG (Neufassung) 
dargelegt worden sind. Die Aufforderung zur 
Einreichung soll gleichzeitig mit der in § 7 
Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs vorgesehenen Be- 
kanntmachung erfolgen (Absatz 2 Satz 2, 2. 
Halbsatz); wegen der hierfür maßgebenden 
Gründe wird auf die Ausführungen zu § 7 
verwiesen. Für die Aufforderung soll im üb- 
rigen § 54 Abs. 3 Satz 1 bis 3 DMBG (Neu- 
fassung) gelten (Absatz 2 Satz 3). Absatz 2 
Satz 4 macht schließlich den Umtausch oder 
die Abstempelung davon abhängig, daß die 
nach § 7 WBG mit der Bereinigung der Wert- 
paplerart befaßte Prüfstelle auf Grund ihrer 
Nachwelsungen prüft und feststellt, daß die 
eingereichte Aktie in Kraft geblieben ist. Die- 
se Einschaltung der Prüfstelle in das Um- 
tauschverfahren erfolgt in der Praxis schon 
jetzt auf Grund einer Anordnung der Bank- 
aufsichtsbehörden (vergl. Wertpapier-Mittei- 
lungen, Teil IV B, 1951, S. 709, 947). Dadurch 
sollen etwaige Fehler aufgedeckt werden, die 
im Wertpapierbereinigungsverfahren unter- 
laufen sein können. Die Prüfstelle soll insbe- 
sondere prüfen, ob die eingereichte Aktie mit 
einer gültigen Lieferbarkeitsbescheinigung 
versehen und in den Nachweisungen der 
Prüfstelle, vor allem bei der Berechnung des 
Betrages der Sammelurkunde berücksichtigt 
worden ist. 

Während im Falle des neuen § 54 DMBG 
sämtliche ausgegebenen Aktien von der Um- 
tauschaufforderung betroffen sind, werden 
von einer Umtagschaufforderung auf Grund 
des § 54 a nur die mit Lieferbarkeitsbeschei- 
nigung versehenen Aktien erfaßt. Da die Ge- 
sellschaft nicht weiß, für welche ihrer Aktien 
Lieferbarkeitsbescheinigungen ausgestellt wor- 
den sind, könnte sie nicht beurteilen, welche 
von den mit Lieferbarkeitsbescheinigung ver- 
sehenen Aktien nicht eingereicht worden sind. 
Die Gesellschaft wüßte also nicht, welche Ak- 
tien sie für kraftlos zu erklären hat. Absatz 3 
Satz 1 bestimmt deshalb, daß die Prüfstelle 
nach Ablauf der Einreichungsfrist der Gesell- 
schaft eine Aufstellung der in Kraft geblie- 
benen, nicht eingereichten Aktien zu über- 
geben hat. Die Prüfstelle hat auf Grund ihrer 
Nadiweisungeh einen genauen Überblick über 
die in Kraft gebliebenen, mit Lieferbarkeits- 
bescheinigung versehenen Aktien, weil sämt- 
liche Kreditinstitute nach § 8 WBG zu deren 
Meldung an die Prüfstelle verpflichtet waren. 
Die Prüfstelle kann außerdem durch die Ein- 
schaltung in den Umtausch nach Absatz 2 
Satz 4^ feststellen, welche mit Lieferbarkeits- 
bescheinigung versehenen Aktien nicht ein- 



gereicht worden sind. Sie kann deshalb der 
'Gesellschaft die Aktien angeben, die die Ge- 
sellschaft für kraftlos zu erklären hat. Bei der 
von der Prüfstelle anzufertigenden Aufstel- 
lung könnte es zweifelhaft sein, wie Aktien 
zu behandeln sind, für die ein Antrag nach 
§ 48 Abs. 1 WBG gestellt worden ist. Um 
derartige Zweifel auszuschließen, bestimmt 
Absatz 3 Satz 2, daß in der Aufstellung der 
Prüfstelle solche Aktien nicht aufzuführen 
sind, für die ein Antrag nach § 48 Abs. 1 
WBG im Zeitpunkt der Bekanntmachung der 
Aufforderung im Bundesanzeiger noch 
schwebte oder einem solchen Antrag zwar 
bereits rechtskräftig gerichtlich stattgegeben, 
eine Lieferbarkeitsbescheinigung naA § 48 
Abs. 2 WBG aber noA niAt ausgestellt war. 
SelbstverständliA müssen auA diese zunäAst 
von dem UmtausA ausgenommenen Aktien, 
sofern dem Antrag naA § 48 WBG endgültig 
stattgegeben wird, in auf DeutsAe Mark lau- 
tende Aktien umgetausAt werden. Die erfor- 
derliAe ergänzende Regelung trifft § 10 des 
Entwurfs. 

Absatz 4 enthält die näheren Bestimmungen 
darüber, welAe Aktien der GesellsAaft naA 
Ablauf der EinreiAungsfrist für kraftlos zu 
erklären hat. Absatz 4 Satz 1 stellt den 
Grundsatz voran, daß alle in der Aufstellung 
der Prüfstelle aufgeführten Aktien für kraft- 
los erklärt werden müssen, sofern sie niAt in- 
zwisAen eingereiAt worden sind. Um die 
DurAführung des Umtaus Aes zu besAleu- 
nigen, hat die Kraftloserklärung binnen neun 
Monaten seit Ablauf der EinreiAungsfrist zu 
erfolgen. Absatz 4 Satz 2 bestimmt für den 
Fall der Zusammenlegung, daß auA einge- 
reiAte Aktien für kraftlos erklärt weiden 
können, wenn sie die zum Ersatz durA neue 
Aktien nötige Zahl niAt erreiAen und der 
Gesellschaft niAt zur Verwertung für ReA- 
nung der Beteiligten zur Verfügung gestellt 
sind (vgl. § 179 Abs. 1 Satz 2 Akt. Ges.). Da- 
von werden jedoA zwei Ausnahmen gemaAt, 
um den Aktionär, der - gleiAzeitrg Inhaber 
von in Kraft gebliebenen und von naA § 3 
WBG kraftlos gewordenen Aktien ist, vor 
einem ungereAtfertigten Hinausdrängen aus 
der GesellsAaft zu bewahren. Der EinreiAer 
kann die zum Ersatz durA neue Aktien nö- 
tige Zahl auA dadurA erreiAen, daß er den 
neben der eingereiAten Aktie fehlenden Be- 
trag in Gestalt eines Miteigentumsanteilcs an 
der Sammelurkunde der GesellsAaft zur Ver- 
fügung stellt (Absatz 4 Satz 4). Die Kraftlos- 
erklärung der eingereiAten, an sIA unter Ab- 


satz 4 Satz 2 fallenden Aktie ist dann ausge- 
sAlossen. Es muß aber auch damit gerechnet 
werden, daß die Anmeldung des EinreiAers 
im Prüfungsverfahren noA niAt zu einer 
GutsArift geführt hat. NaA Absatz 4 Satz 3 
dürfen deshalb eingereiAte Aktien, die an 
siA unter Absatz 4 Satz 2 fallen würden, zu- 
näAst niAt für kraftlos erklärt werden, wenn 
der EinreiAer naA § 6 Abs. 1 Nr. 2 § 7 des 
Gesetzes über die Ausübung von Mitglied- 
sAaftsreAten aus Aktien währen der Wert- 
papierbereinigung vom 9. Oktober 1950 
(BGBl S. 690) naAweist, daß für ihn ein Ak- 
tienreAt angemeldet oder ein auf Treuhand- 
verfügungskonto eingetragenes Zuteilungs- 
reAt verbuAt ist, das zusammen mit der von 
ihm eingereiAten Aktie die zum Ersatz durA 
neue Aktien nötige Zahl erelAt. Es besteht 
in diesen Fällen die MögliAkeit, daß der Ein- 
reiAer naAträgliA, ‘nämliA wenn seine An- 
meldung im Prüfungs verfahren reAtskräftig 
anerkannt wird, einen neben der eingereiA- 
ten Aktie ausreiAenden Miteigentumsanteil 
im Sinne von Absatz 4 Satz 4 zur Verfügung 
stellen und dadurA die Kraftloserklärung der 
eingereiAten Aktie verhindern kann. Diese 
MögliAkeit, die eine AufsAiebung der Kraft- 
loserklärung reAtfertigt, besteht jedoA niAt 
mehr, wenn die Anmeldung endgültig weg- 
gefallen ist fz. B. durA reAtskräftige Ableh- 
nung oder durch Zurücknahme), so daß von 
diesem Zeitpunkt ab die eingereiAte Aktie 
von der GesellsAaft für kraftlos zu erklären 
ist. Der EinreiAer muß, wenn seine Anmel- 
dung im Prüfungsverfahren reAtskräftig an- 
erkannt worden ist, entspreAend Absatz 4 
Satz 4 den dadurA erlangten Miteigentums- 
anteil der Gesellschaft zur Verfügung stellen. 
Tut er dies innerhalb von drei Monaten seit 
Erteilung ’ der GutsArift auf Sammeldepot- 
konto niAt, so besteht kein Anlaß, ihn wei- 
ter zu sAützen. Deshalb hat auA in diesem 
Fall die GesellsAaft nunmehr die Kraftlos- 
erklärung auszuspreAen. 

Absatz 5 enthält SondervorsAriften über den 
UmtausA von in Kraft gebliebenen Namens- 
aktien oder ZwisAensAeinen. Absatz 5 Satz 
1 verpfliAtet den Aktionär, der eine in Kraft 
gebliebene Namensaktie oder einen in Kraft 
gebliebenen ZwisAensAein umtausAen oder 
abstempeln lassen will, die UmsAreibung im 
AktienbuA der GesellsAaft zu beantragen, 
sofern er nicht in ihm bereits als Inhaber der 
Aktie oder des ZwisAensAeines eingetragen 
ist. Die PfliAt zur Anmeldung des ReAts- 
überganges könnte viellelAt sAon aus § 62 
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Abs. 1 Satz 1 Akt. Ges. entnommen werden. 
Diese Bestimmung wird aber allgemein dahin 
ausgelegt, daß eine Verpflichtung nicht be- 
steht. Diese Auffassung hat zur Folge, daß 
das Aktienbuch vielfach nicht die tatsächlichen 
Inhaber verzeichnet. Dieser Zustand ist vom 
Standpunkt der Gesellschaft wie aus wirt- 
schaftspolitischen Gründen unerwünscht. Die 
Gesellsdiaft hat, insbesondere wenn es sich 
um nicht voll eingezahlte Namensaktien han- 
delt, ein großes Interesse daran, die jeweiligen 
Inhaber zu kennen. Auch allgemein ist es von 
Bedeutung, daß der Gesellschaft die wahren 
Inhaber der Aktien bekannt sind. Die anzu- 
strebende Vertiefung der Beziehungen zwi- 
schen Aktionär und Gesellschaft und die He- 
bung des Interesses der Aktionäre an dem 
Schidtsal der Gesellschaft setzen voraus, daß 
sich der Aktionär zumindest der Gesellschaft 
gegenüber als solcher zu erkennen gibt. Die 
mit dem Umtausch der Reichsmarkaktien aus 
unten zu erörternden Gründen verbundene 
Neuanlegung der Aktienbücher (vergl. zu § 9) 
läßt es als besonders dringlich erscheinen, die- 
se einmalige Gelegenheit zu benutzen und 
die Aktienbücher mit dem wirklichen Stand 
in Übereinstimmung zu bringen. Dies muß 
umsomehr gelten, als sonst in den neuen Ak- 
tienbüchern u. U. Personen als Inhaber der 
Aktien eingetragen werden müßten, die of- 
fensichtlich längst nicht mehr Inhaber sein 
können. Damit die in Absatz 5 Satz 1 aus- 
drücklich ausgesprochene Verpflichtung zur 
Anmeldung eines etwaigen Rechtsübergangs 
auch eingehalten wird, gibt Absatz 5 Satz 2 
der Gesellschaft die Befugnis, eingereichte 
Aktien für kraftlos zu erklären und zu Gun- 
sten der Beteiligten nach § 179 Abs. 3 Akt. 
Ges.^ zwangsweise zu verwerten, wenn der 
Aktionär die Umschreibung nicht beantragt. 

Absatz 6 Satz 1 bestimmt, daß für die Kraft- 
loserklärung, für den Umtausch von Mehr- 
stimmrechtsaktien und für die Anmeldung 
der Durchführung des Umtausches oder der 
Abstempelung zur Eintragung in das Han- 
delsregister § 54 Abs. 4 und 5, § 54 Abs. 6 
Satz 2 entsprechend gelten, da insoweit für 
die der Wertpapierbereinigung unterliegen- 
den Aktien keine Besonderheiten bestehen. 
Nicht anwendbar ist dagegen § 54 Abs. 6 
Satz 1, der die Überwachung des Umtausch- 
verfahrens dem Registergericht überträgt. 
Beim Umtausch der von der Wertpapierbe- 
reinigung betroffenen Aktien ist in weitem 
Umfang die Prüfstelle eingeschaltet (vergl. 
§ 54 a Abs. 2 Satz 4, § 54 a Abs. 3), die nach 


§ 54 Abs. 1 WBG der Aufsicht durch die 
Bankaufsichtsbehörden unterliegt. Auch sonst 
müssen bei der Durchführung des Umtausch- 
Verfahrens in diesen Fällen die Besonderhei- 
ten des Wertpapierbereinigungsverfahrens 
berücksichtigt werden, das für die Register- 
gerichte ein sdiwieriges, ihren sonstigen Auf- 
gaben fernliegendes Rechtsgebiet ist. Absatz 6 
Satz 2 erklärt deshalb die Aufgaben der Prüf- 
stelle und der Gesellschaft im Rahmen des 
Umtauschverfahrens zu Pflichten im Sinne 
des § 54 Abs. 1 Satz 1 WBG. Damit obliegt 
die Überwachung der Erfüllung dieser Pflich- 
ten den Bankaufsichtsbehörden. Diese kön- 
nen bei Verstößen mit dem in §§ 55 ff. WBG 
geregelten Zwangsgeldverfahren eingreifen. 
Ein ausreichender Rechtsschutz ist dadurch 
gewährleistet, daß nach § 57 WBG gegen die 
Androhung oder Festsetzung eines Zwangs- 
geldes die Entscheidung der Kammer für 
W ertpapierbereinigung angerufen werden 
kann. 

Zu § 4 Nr. 3: 

Bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossensdiaf- 
ten, soweit sie nicht unter Sondervorschriften 
fallen (Kreditinstitute, Bausparkassen), be- 
steht je nach der Höhe der Bilanzsumme eine 
jährliche oder zweijährige Prüfungspflicht 
(§ 53 Abs. 1 Gen. Ges.). § 81 Abs. 3 DMBG 
ordnete die erste Wiederprüfung dieser Ge- 
nossenschaften spätestens für das Jahr 1950 
an. Auf Wunsch der Prüfungsverbände wurde 
diese Bestimmung durch § 7 Nr. 27 des (Er- 
sten) D-Markbilanzergänzungsgesetzes dahin 
geändert, daß die erste Wiederprüfung späte- 
stens im Jahre 1951 zu erfolgen habe. Nach- 
dem die Prüfungsverbände aus technischen 
Gründen nicht in der Lage gewesen sind, die 
erste Wiederprüfung im Jahre 1951 zu been- 
den und eine restlose Beendigung voraussicht- 
lich auch im Jahre 1952 nicht möglich sein 
wird, wird § 81 Abs. 3 DMBG nochmals ge- 
ändert und die Wiederprüfung spätestens für 
das Jahr 1953 angeordnet. Für Geldinstitute 
und Bausparkassen wird ergänzend bestimmt, 
daß die erste Wiederprüfung erst in dem auf 
die Bestätigung der Umstellungsrechnung fol- 
genden Jahr durchzuführen ist. 

Zu Art. 3: 

Das Wertpapierbereinigungsgesetz (WBG) be- 
handelt die einzelnen Wertpapiere, die zu 
einer der Bereinigung unterliegenden Wert- 
papierart gehören, verschieden, je nachdem, 
ob sie mit Lieferbarkeitsbescheinigung ver- 
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sehen sind oder nicht. Die nicht mit Liefer- 
barkeitsbescheinigungen versehenen Wertpa- 
piere sind nach § 3 WBG mit dem 1. Okto- 
ber 1949 kraftlos geworden. Anstelle der 
kraftlos gewordenen Wertpapiere wird eine 
Sammelurkunde ausgestellt (§9 Abs. 1 WBG), 
und zwar in der Währung, auf welche die 
kraftlos gewordenen Stücke gelautet haben 
(§ 10 Abs. 2 WBG). Miteigentümer an der 
Sammelurkunde in sinngemäßer Anwendung 
der Vorschriften des Depot gesetzes über die 
Sammelverwahrung ist jeder, dem eine Gut- 
säirift auf Sammeldepotkonto erteilt wird 
(§13 WBG). Da die Gutschrift als Ersatz für 
ein kraftlos gewordenes Wertpapier an dessen 
Stelle tritt, lautet sie auf dieselbe Währung 
wie das kraftlos gewordene Wertpapier. 

Der mit dem Wertpapierbereinigungsgesetz 
verfolgte Zweck, dem reditmäßigen Inhaber 
einer kraftlos gewordenen Aktie wieder eine 
gültige Aktienurkunde zu verschaffen, wird 
damit noch nicht erreicht. Der Berechtigte ist 
nur Inhaber einer (buchmäßigen) Gutschrift, 
nicht Inhaber einer (körperlichen) Einzelur- 
kunde. § 41 Abs. 1 WBG bestimmt deshalb, 
daß der Aussteller (die Gesellschaft) sobald 
als möglich in dem erforderlichen Umfang 
Einzelurkunden auszufertigen und der Wert- 
papiersammelbank (als Ersatz für die Sam- 
melurkunde und zur Weitergabe an die In- 
haber von Gutschriften) einzuliefern hat. Die- 
se Einzelurkunden müßten, da sie zur Erfül- 
lung des buchmäßigen, auf der Gutschrift be- 
ruhenden Ansprudies auf Aushändigung von 
Einzelurkunden (§ 7 Abs. 1 Depotgesetz) be- 
stimmt sind, wie die Gutschrift auf Reichs- 
mark lauten. Es wäre theoretisch denkbar, 
daß zunächst auf Reichsmark lautende Einzel- 
urkunden vom Aussteller bei der Wertpa- 
piersammelbank eingeliefert würden. Aus den 
Vorschriften des DMBG über die Neufest- 
setzung der Kapitalverhältnisse würde sich 
aber ergeben, daß diese, auf Reichsmark lau- 
tenden Urkunden unrichtig sind und deshalb 
sofort wieder eingezogen und durch auf 
Deutsche Mark lautende Urkunden ersetzt 
werden müssen. Dieser unnötige, erhebliche 
Kosten verursachende Umweg kann praktisch 
nicht in Betracht kommen. Es müssen daher 
Vorschriften getroffen werden, die die nach 
dem D-Markbilanzgesetz erforderliche An- 
passung der sich aus der Wertpapierbereini- 
gung ergebenden Rechtslage an die veränder- 
ten Währungsverhältnisse und an die Neu- 
festsetzung der Kapitalverhältnisse ermög- 
lichen. Die auf Reichsmark lautende Sammel- 


urkunde muß durdi auf Deutsche Mark lau- 
tende Einzelurkunden ersetzt werden. Die 
auf Reichsmark lautenden Gutschriften müs- 
sen in Gutschriften umgeschrieben werden, 
die auf Deutsche Mark lauten und zur Aus- 
händigung der D-Markeinzelurkunden be- 
rechtigen. Die erforderlichen Vorschriften so- 
wie die Regelung einiger damit eng zusam- 
menhängender weiterer Fragen enthält Ar- 
tikel 3. 

Zu §§ 5 bis 7: 

Bei der Regelung unterscheidet der Entwurf 
zwischen Inhaberaktien einerseits und Na- 
mensaktien oder Zwischenscheinen anderer- 
seits. Die für Inhaberaktien erforderlichen 
Vorschriften treffen §§ 5 bis 7. 


Zu § 5: 

Absatz 1 Satz 1 grenzt zunächst den Anwen- 
dungsbereich ab. Danach gilt die Vorschrift 
(ebenso wie §§ 6 und 7) für auf Reichsmark 
ausgestellte Inhaberaktien, für die nach § 41 
WBG Einzelurkunden ^ auszufertigen sind. 
Einzelurkunden nach § 41 WBG sind nur 
auszustellen, wenn es sich um kraftlos ge- 
wordene Wertpapiere und um eine Wertpa- 
pierart handelt, für die die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für die Bereinigung nach §§ 4, 5 
WBG festgestellt sind. § 5 gilt also für kraft- 
los gewordene, auf Reichsmark lautende In- 
haberaktien, die zu einer Wertpapierart ge- 
hören, für die die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen für die Bereinigung nach ^ 4, 5 WBG 
festgestellt sind. Er stellt damit das Gegen- 
stück zu § 54 a DMBG dar, der für in Kraft 
gebliebene, auf Reichsmark lautende Aktien, 
Insbesondere auch Inhaberaktien, gilt, die zu 
einer Wertpapierart gehören, für die die ge- 
setzlichen Voraussetzungen für die Bereini- 
gung nach §§ 4, 5 WBG festgestellt sind (vgl. 
§ 54 a Abs. 1 Satz 1 DMBG). Absatz 1 Satz 1 
stellt darüber hinaus klar, daß diese Einzel- 
urkunden von vornherein auf Deutsche Mark 
lauten müssen. Absatz 1 Satz 2 verpflichtet 
die Gesellschaft zum Neudruck der gesamten 
Emmisslon; das schließt nicht aus, daß meh- 
rere Aktienrechte in einer Urkunde zusam- 
mengefaßt werden. Absatz 1 Satz 3 verbietet 
abweichend von § 41 Abs. 1 WBG die Aus- 
fertigung von Einzelurkunden, solange die 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse nicht 
in das Handelsregister eingetragen Ist. Das 
Verbot trifft nur aufgelöste Gesellschaften; 
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da sie einen werbenden Geschäftsbetrieb nidit 
ausüben dürfen, besteht keine Notwendigkeit, 
ihnen die N^uverbriefung zu gestatten, zumal 
nur Reichsmarkurkunden ausgefertigt werden 
könnten. 

Absatz 2 teilt die neugedruckte Gesamtemis- 
sion in zwei Gruppen auf; die eine ist zum 
Ersatz für in Kraft gebliebene, die andere 
zum Ersatz für kraftlos gewordene Aktien 
bestimmt. Die Gesellschaft hat bei der Wert- 
papiersammelbank Einzelurkunden mit dem 
Gesamtnennbetrag einzuliefern, der sich unter 
Berücksichtigung der Neufestsetzung der Ka- 
pitalverhältnisse bei der Umrechnung für den 
Reichsmarknennbetrag der Sammelurkunde 
in Deutscher Mark (D-Marknennbetrag der 
Sammelurkunde) ergibt (Absatz 2 Satz 1). 
Der Betrag der auf Reichsmark lautenden 
Sammelurkunde ist also zunächst nach dem 
aus der Neufestsetzung sich ergebenden Um- 
stellungsverhältnis in Deutsche Mark umzu- 
rechnen; die zur vollständigen Belegung des 
so errechneten D-Marknennbetrages der Sam- 
melurkunde erforderlichen D-Markeinzelur- 
kunden sind dann bei der Wertpapiersam- 
melbank einzuliefern. Absatz 2 Satz 1 bedient 
sich absichtlich der Gesetzessprache des 
W ertpapierbereinigungsgesetzes, um dessen 
Bestimmungen und deren Auslegung nicht zu 
ändern. Dies gilt insbesondere von der „Ein- 
lieferung“, die von der Praxis auch darin er- 
blickt wird, daß die Wertpapiere mit Ein- 
verständnis der Wertpapiersammelbank bei 
einer anderen Stelle, insbesondere bei der 
Hausbank der Gesellschaft, eingeliefert wer- 
den. Die (nach Absatz 2 Satz 1) für die Er- 
setzung der Sammelurkunde nicht benötigten 
Einzelurkunden, also der Rest der Gesamt- 
emission, sind zum Umtausch der in Kraft 
gebliebenen Aktien nach näherer Bestim- 
mung des § 54 a DMBG zu verwenden (Ab- 
satz 2 Satz 2). 

Absatz 3 behandelt den Sonderfall, daß sich 
bei der Umrechnung des Reichsmarknennbe- 
trages der Sammelurkunde in Deutsche Mark 
ein D-Marknennbetrag der Sammelurkunde 
ergibt, der wegen der satzungsmäßigen Nenn- 
beträge der Einzelurkunden nicht vollständig 
und genau mit Einzelurkunden belegt wer- 
den kann. Da die Sammelurkunde eine be- 
stimmte Anzahl von kraftlos gewordenen 
Aktien ersetzt, kann dieser Fall nur elntre- 
ten, wenn eine oder mehrere der durch die 
Sammelurkunde ersetzten kraftlos geworde- 
nen Aktien infolge der Neufestsetzung und 
des sich dabei ergebenden Umstellungsver- 


hältnisscs einen D-Marknennbetrag haben, 
der nach den Vorschriften des D-Mark- 
bilanzgesetzes nicht vollständig durch auf 
DeutsAe Mark lautende Urkunden belegt 
werden kann. Hat z. B. eine Aktiengesell- 
schaft mit einem Grundkapital von Reichs- 
mark 100.000, — , eingeteilt in 1000 Aktien 
zu je Reichsmark 100, — , Ihr Grundkapital 
auf DM 66.000, — neu festgesetzt, so beträgt 
das einzelne Aktienrecht statt bisher Reichs- 
mark 100, — nunmehr 66, — , Nach § 44 Abs. 
3 DMBG kann jeder Aktionär für seine bis- 
her auf Reichsmark 100, — lautende Aktfe 
nur drei Aktien zu je DM 20, — bekommen, 
so daß bei jedem Aktienrecht ein Spitzenbe- 
trag von DM 6, — verbleibt. Sind von den 
insgesamt 1000 Aktien 404 Stück nach § 3 
WBG kraftlos geworden, so lautet die Sam- 
melurkunde auf Reichsmark 40.400, — . Der 
D-Marknennbetrag der Sammelurkunde be- 
trägt DM 26.664, — . Da nur Aktien zu DM 
20, — ausgegeben werden dürfen, könnten 
Einzelurkunden nur im Betrag von DM 
26.660, — oder im Betrag von DM 26.680, — , 
also zu wenig oder zu viel, eingeliefert wer- 
den. Der Entwurf löst diese Sdtwierigkeit 
durch eine Kürzung des Betrages der Sam- 
melurkunde auf einen mit Einzelurkujiden 
belegbaren Betrag (Absatz 3 Satz 1), wobei 
die Kürzung durch Ausbuchung eines ent- 
sprechenden Miteigentumsanteils der Ge- 
sellschaft ausgeglichen wird (Absatz 3 Satz 2). 
Für diese Lösung waren folgende Überlegun- 
gen maßgebend: 

Der D-Marknennbetrag der Sammelurkunde 
muß vollständig und genau mit Einzelurkun- 
den belegbar sein, damit sich die in Absatz 2 
Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 WBG 
vorgeschriebene Einlieferung der Einzelur- 
kunden reibungslos vollziehen kann. Ist ein 
solcher Betrag nicht von vornherein vorhan- 
den, so liegt es nahe, ihn durch geeignete 
Maßnahmen herbeizuführen. Eine entspre- 
chende Erhöhung des Betrages der Sammel- 
urkunde konnte nicht in Betracht kommen, 
weil dadurch ohne Grund alle Miteigentums- 
anteile erhöht würden. Dagegen läßt eine 
Kürzung des Betrages der Sammelurkunde 
die anderen Miteigentumsanteile unberührt, 
wenn sie durch Wegfall eines der Kürzung 
entsprechenden Miteigentumsanteils ausge- 
glichen wird. Dieser Weg hat den Vorzug, 
daß durch bloße buchtechnische Maßnahmen 
(Kürzung des Betrages der Sammelurkunde; 
Ausbuchung eines entsprechenden Miteigen- 
tumsanteiles) die vollständige Ersetzung der 
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Sammelurkunde durch Einzelurkunden ohne 
Eingriff in die Rechte der anderen Miteigen- 
tümer ermöglicht wird. 

Bei der Bestimmung der Höhe des Kürzungs- 
betrages geht der Entwurf davon aus, daß in 
dem Fall einer durch die Neufestsetzung not- 
wendig gewordenen Zusammenlegung jedes 
einzelne Aktienrecht in einen durdi Einzel- 
urkunden belegbaren Teil und in einen nicht 
belegbaren, zusammenzulegenden Spitzenbe- 
trag zerfällt. Wenn der D-Marknennbetrag 
der Sammelurkunde eine nicht belegbare 
Spitze aufweist, so kann dies nur darauf 
zurückzuführen sein, daß bei der Zusammen- 
legung der durch die Sammelurkunde er- 
setzten, kraftlos gewordenen Aktien ein 
Spitzenbetrag oder mehrere Spitzenbeträge 
verbleiben, die die zur Belegung mit Einzel- 
urkunden erforderliche Zahl nicht erreichen. 
Im obigen Beispielsfall müssen je 10 Aktien 
zusammengelegt werden, weil der- bei den 
einzelnen Aktien entstandene Spitzenbetrag 
DM 6, — beträgt und DM 60, — der niedrigste 
Gesamtbetrag von Spitzenbeträgen Ist, der 
durch Einzelurkunden belegt werden kann. 
Die Spitze des Betrages der Sammelurkunde 
Ist darauf zurückzuführen, daß von den durch 
die Sammelurkunde ersetzten kraftlos ge- 
wordenen 404 Aktien nur die Spitzenbeträge 
von 400 Aktien (40 X 10) zusarnmengelegt 
werden können, während die restlichen 4 
Aktien die zur Zusammenlegung erforder- 
liche Zahl nicht erreichen. Wenn die Spitze 
des Betrages der Sammelurkunde durch Kür- 
zung beseitigt werden soll, so muß der Be- 
trag der Sammelurkunde um so viele der 
Spitzenbeträge, die bei der einzelnen Aktie 
infolge der Neufestsetzung entstanden sind, 
gekürzt werden, daß der Gesamtbetrag aller 
nach der Kürzung Im Sammelbestand ver- 
bleibenden Spitzenbeträge mit Einzelurkun- 
den vollständig belegt werden kann (Absatz 
3 Satz 1). Im Beispielsfall können von den 
an der Sammelurkunde enthaltenen 404 
Spitzenbeträgen 400 = DM 2.400, — zu- 
sammengelegt und durch Einzelurkunden be- 
legt werden; die restlichen 4 Spitzenbeträge 
— DM 24, — sind der Betrag, um den die 
Sammelurkunde zu kürzen Ist. Nach der 
Kürzung sind dann In der Sammelurkunde 
noch enthalten 400 Aktienrechte im Nen- 
betrag von je DM 66, — und 4 Aktienrechte 
im Nennbetrag von je DM 60, — . 

Hinsichtlich des Zeitpunktes der Kürzung 
sieht Absatz 3 Satz 1 vor, daß sie vor der 
Einlieferung der Einzelurkunden bei der 


Wertpapiersammelbank zu erfolgen hat, da- 
mit der in Absatz 2 Satz 1 vorausgesetzte 
Tatbestand einer vollständigen und genauen 
Belegbarkelt des D-Marknennbetrages der 
Sammclurkunde bei der Einlieferung bereits 
besteht. Für die Vornahme der Kürzung 
wird Einvernehmen zwischen Gesellschaft 
und Prüfstelle verlangt, weil die Prüfstelle 
bei der Feststellung des Betrages der Sam- 
melurkunde mitgewirkt hat (§ 11 WBG) 
und kraft ihrer Sachkunde am besten für 
eine richtige Berechnung des Kürzungsbetra- 
ges sorgen kann. 

Die Kürzung des Betrages der Sammelur- 
kunde allein würde bewirken, daß die ein- 
zelnen Miteigentumsanteile sich verkleinern 
würden. Diese Schmälerung der Rechte der 
einzelnen Miteigentümer wäre sachlich unge- 
rechtfertigt. Um sie zu verhindern, muß die 
Verminderung des Betrages der Sammelur- 
kunde durch Wegfall eines gleich hohen Mit- 
eigentumsanteiles ausgeglichen werden. Die 
Sammelurkunde darf deshalb nur unter 
gleichzeitiger Ausbuchung eines entsprechen- 
den Miteigentumsanteils der Gesellsdiaft ge- 
kürzt werden. Soweit die Gesellschaft nicht 
schon Inhaberin der zur Kürzung erforder- 
lichen Spitzenbeträge in Form von ent- 
sprechenden Gutschriften auf Sammeldepot- 
konto ist, muß sie diese von Dritten erwer- 
ben (Absatz 3 Satz 2). Im Beispielsfall müßte 
die Gesellschaft entweder Eigentümerin von 
vier kraftlos gewordenen Aktien zu je 
Reichsmark 100, — gewesen sein und eine 
Gutschrift auf Sammeldepotkonto dafür er- 
halten haben oder sie muß eine solche Gut- 
schrift erwerben. Gleichzeitig mit der Kür- 
zung muß dann bei sämtlichen Kreditinsti- 
tuten, bei denen die entsprechende Gutschrift 
für die Gesellschaft verbucht ist (Erstverwah- 
rer, gegebenenfalls Drittverwahrer, Wert- 
papiersammelbank), die Gutschrift für die 
Gesellschaft in Höhe des Kürzungsbetrages 
ausgebucht werden (Absatz 3 Satz 3). Prak- 
tisch wird sich dies in der Form vollziehen, 
daß die Gesellschaft einen entsprechenden 
weißen Scheck in Lauf setzt, der statt durch 
Auslieferung von Einzelurkunden durch Kür- 
zung des Betrages der Sammelurkunde einge- 
löst wird. Für die Aufgabe Ihres Miteigen- 
tums bzw. für die zum Erwerb der Spitzen- 
beträge aufgewendeten Mittel wird die Ge- 
sellschaft beim Umtausch der in Kraft ge- 
bliebenen Aktien entschädigt. Da die Sam- 
melurkunde auf einen nicht durch Einzel- 
urkunden belegbaren Betrag lautete, müssen 
bei den in Kraft gebliebenen Aktien so viele 
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zur Zusammenlegung nicht ausreichende 
Spitzen verbleiben, daß sie zusammen mit 
dem Betrag, um den die Sammelurkunde ge- 
kürzt wurde, durch Einzelurkunden belegt 
werden können. Im Beispielsfall würde den 
in der Sammelurkunde enthaltenen, nicht zu- 
sammenlegbaren vier Spitzenbeträgen sechs 
nicht zusammenlegbare Spitzen von in Kraft 
gebliebenen Aktien gegenüberstehen. Die auf 
diese beiden Gruppen von Spitzenbeträgen 
zusammen entfallenden Einzelurkunden wer- 
den nach § 54 a Abs. 6 Satz 1 DMBG in Ver- 
bindung mit § 54 Abs. 4 Satz 4 DMBG und 
§ 179 Abs. 3 Akt. Ges. verwertet. Nach Aus- 
zahlung des auf die Spitzenbeträge der in 
Kraft gebliebenen Aktien entfallenden Er- 
löses (im Beispiel sechs) bleibt ein restlicher 
Erlös, der den Gegenwert für die von der' 
Gesellschaft (vorübergehend) zur Kürzung 
der Sammelurkunde zur Verfügung gestell- 
ten (vier) Spitzenbeträge darstellt. 

Zu § 6: 

Das Depotgesetz ist unmittelbar nur auf 
einen durch freiwillige Einlieferung entstan- 
denen Sammelbestand anwendbar. Bei der 
Einlieferung der Einzelurkunden handelt es 
sich dagegen um einen kraft Gesetzes ge- 
schaffenen Sammelbestand. Da also das De- 
potgesetz unmittelbar nicht anwendbar ist, 
bestimmen Satz 1 und 2, daß mit der Ein- 
lieferung der Einzelurkunden an die Stelle 
des bisherigen Miteigentums an der Sammel- 
urkunde (§ 13 WBG) Miteigentum nach 
Bruchteilen am Sammelbestand der eingelie- 
ferten Einzelurkunden tritt und für die 
Rechtsverhältnisse an diesem Sammelbestand 
die Vorschriften des Depotgesetzes über die 
Sammelverwahrung gelten, soweit der Ent- 
wurf nichts anderes bestimmt. 

Mit der Einlieferung der DM-Urkunden ge- 
währen die (immer noch) auf Reichsmark 
lautenden Gutschriften einen Miteigentums- 
anteil nach Bruchteilen an den eingelieferten, 
auf D-Mark lautenden Urkunden. Bis zur 
Umschreibung der Gutschriften ist deshalb 
für die Bestimmung des Bruchteiles der in 
Deutsche Mark ausgedrückte Betrag maßge- 
bend, der unter Berücksichtigung der Neu- 
festsetzung der Kapitalverhältnisse auf die 
auf Reichsmark lautende Gutschrift entfällt 
(Satz 3). 

Zu§ 7: 

Diese Bestimmung befaßt sich mit der Um- 
schreibung der auf Reichsmark lautenden 


Gutschriften in Gutschriften, die auf Deut- 
sche Mark lauten. Das Umschreibungsverfah- 
ren beginnt damit, daß die Wertpapiersam- 
melbank auf Kosten der Gesellschaft im Bun- 
desanzeiger die Einlieferung der Einzelur- 
kunden bekanntmacht (Absatz 1 Satz 1). In 
der Bekanntmachung sind die Kreditinstitute 
aufzufordern, die bei ihnen verbuchten, auf 
Reichsmark lautenden Gutschriften auf Sam- 
meldepotkonto unter Berücksichtigung der 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse in 
Gutschriften umzuschreiben, ^ die auf Deut- 
sche Mark lauten (Absatz 1 Satz 2). Diese 
Bekanntmachung der Wertpapiersammelbank 
soll gleichzeitig mit der Aufforderung der 
Gesellschaft zum Umtausch der in Kraft ge- 
bliebenen Aktien nach § 54 a DMBG erfol- 
gen. Es wäre unerwünscht, wenn die Reichs- 
markgutschriften auf D-Mark umgeseätrieben 
würden, andererseits aber die auf Reichsmark 
lautenden, in Kraft gebliebenen Aktien mit 
Lieferbarkeitsbesdieinigung in Umlauf blie- 
ben. Das gleiche trifft für den umgekehrten 
Fall zu. In beiden Fällen würden Reichsmark- 
und D-Mark-Aktien nebeneinander im Ver- 
kehr sein; schon um bei börsengängigen Ak- 
tien eine einheitliche Kursnotiz zu ermög- 
lichen, ist es erforderlich, Umtauschauffor- 
derung und Umschreibungsaufforderung 
möglichst gleichzeitig bekanntzumachen (ver- 
gleiche audi § 54 a Abs. 2 Satz 2 DMBG). Im 
übrigen verfährt die Praxis bereits in dieser 
Weise. 

Absatz 2 Satz 1 verpflichtet die Kreditinsti- 
tute, unverzüglich nach der Bekanntmachung 
die Gutschriften umzuschreiben. Zunächst ist 
der Teil der auf Reichsmark lautenden Gut- 
schrift in eine auf Deutsche Mark lautende. 
Gutschrift umzuschreiben, der unter Berück- 
sichtigung der satzungsmäßigen Nennbeträge 
der Aktien durch Einzelurkungen vollständig 
belegt werden kann (Absatz 2 Satz 2). Da- 
durch wird erreicht, daß der Berechtigte ent- 
sprechend § 7 Abs. 1 Depotgesetz jederzeit 
die auf seine DM-Gutschrift entfallenden 
DM-Einzelurkunden ausgeliefert bekommen 
kann. Es kann jedoch, z. B. wegen der Neu- 
festsetzung der Kapitalverhältnisse (vergl. daj 
Beispiel zu § 5) oder wegen einer Kürzung 
der Gutschriften (§ 39 WGB), auch Fälle 
geben, in denen bei der Umschreibung ein 
Spitzenbetrag verbleibt, der nicht durch Ein- 
zelurkunden belegt werden kann. Nach Ab- 
satz 2 Satz 3 ist für diesen Spitzenbetrag eine 
besondere Spitzengutschrift zu erteilen, da- 
mat sdion äußerlich eine klare Trennung 
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zwischen, den dem Depotgesetz bereits ent- 
sprechenden Gutschriften und den durch Ein- 
zelurkunden nicht belegbaren Spitzengut- 
schriften eintritt. Dadurch wird die spätere 
zwangsweise Beseitigung der Spitzen vorbe- 
reitet. Es ist möglich, daß einem Berechtig- 
ten, für den bereits eine Spitzengutschrift ver- 
bucht ist, nachträglich weitere Spitzengut- 
schriften (z. B. durch Hinzukauf oder durch 
nachträgliche Anerkennung einer weiteren 
Anmeldung) anfallen. Erreichen die mehreren 
Spitzengutschriften den Nennbetrag einer 
Einzelurkunde, so sind sie nach Absatz 2 
Satz 4 zu einer Gutschrift zusammenzufas- 
sen. 

Absatz 3 trifft die näheren Bestimmungen 
für die Zeit, in der Gutschriften und Spitzen- 
gutschriften nebeneinander bestehen. Die 
Kreditinstitute sollen auf Vereinigung der 
Spitzengutschriften zu Gutschriften, die den 
Nennbetrag einer Einzelurkunde erreichen, 
hinwirken (Abs. 3 Satz 1). § 7 Abs. 1 Dep.- 
Ges. kann hinsichtlich der Spitzengutschrif- 
ten nicht angewendet werden, weil auf sie 
keine vollen Einzelurkunden entfallen, die 
ausgeliefert werden könnten (Absatz 3 Satz 
2). Absatz 3 Satz 3 bestimmt, daß aus den auf 
die Spitzengutschriften entfallenden Aktien 
des Sammelbestandes das Stimmrecht nicht 
ausgeübt werden kann. 

Die Absätze 4 und 5 behandeln die zwangs- 
weise Verwertung der dem Depotgesetz wi- 
dersprechenden Spitzengutschriften. In 
großem Umfang werden die Spitzengütschrlf- 
ten durch Vermittlung der Kreditinstitute 
freiwillig zusammengefaßt werden. Für den 
Fall, daß dies nicht restlos gelingt, muß eine 
zwangsweise Verwertung der Spitzengut- 
schriften vorgesehen werden. 

Absatz 4 enthält die vorbereitenden Vor- 
schriften. Der für die zwangsweise Verwer- 
tung der Spitzengutschriften am besten ge- 
eignete Zeitpunkt wäre der, in dem die Be- 
reinigung der betreffenden Wertpapierart 
vollständig beendet ist; dann können neue 
Gutschriften und Spitzengutschriften nicht 
mehr auftreten. Das Wertpapierbereinigungs- 
gesetz enthält über diesen Zeitpunkt jedoch 
keine Bestimmungen. Da nach einhelliger 
Auslegung die Fristen der §§17 Abs. 3, 20 
Abs. 2 WBG bloße Ordnungsfristen, nicht 
aber Ausschlußfristen sind, muß auch nach 
Ablauf der Wiedereinsetzungsfrist des § 32 
Abs. 4 WBG noch mit der nachträglichen 
Vorlage rechtzeitig eingegangener, aber bei 


den Anmeldestellen zurückgebliebener und 
der Prüfstelle bisher nicht bekanntgeworde- 
ner Anmeldungen gerechnet werden. Man 
wird aber die Bereinigung im wesentlichen 
als beendet ansehen können, wenn alle bis- 
her der Prüfstelle bekanntgewordenen Prü- 
fun^sverfahren abgeschlossen sind. Absatz 4 
Satz 1 nimmt daher diesen Zeitpunkt als 
Ausgangspunkt für die zwangsweise Verwer- 
tung der Spitzengutschriften. Anknüpfend an 
§ 36 WBG wird bestimmt, daß die Prüfstelle 
den T^bschluß der ihr bisher bekanntgewor- 
denen Prüfungsverfahren nicht nur der Wert- 
papiersammelbank, sondern auch der Gesell- 
schaft mitzuteilen hat. Diese hat sodann un- 
verzüglich im Bundesanzeiger bekarintzuge- 
ben, daß nach Ablauf von drei Monaten seit 
der Bekanntmachung die zwangsweise Ver- 
wertung der noch verbuchten Spitzengut- 
schriften erfolgen wird (Absatz 4 Satz 2). 
Sind nach Ablauf dieser letzten Nachfrist noch 
Spitzengutschriften verbucht, so müssen sie 
von den erstverwahrenden Kreditinstituten 
der Gesellschaft zur Verwertung für Rech- 
nung der Beteiligten zur Verfügung gestellt 
werden (Absatz 4 Satz 3). 

Absatz 5 bestimmt, wie die zwangsweise Ver- 
wertung der Spitzengutschriften durchzufüh- 
ren ist. Sie gesdiieht durch Verkauf der auf 
den Gesamtbetrag der Spltzengutsdiriften 
entfallenden Einzelurkunden, die die Wert- 
papiersammelbank der Gesellschaft zu die- 
sem Zweck auszuliefern hat (Absatz 5 Satz 1). 
Ist ein nidit mit Gutschriften belegter Teil 
der Sammelurkunde vorhanden, so sind bei 
den durch die Sammelurkunde ersetzten Ak- 
tien infolge der Neufestsetzung auch Spitzen- 
beträge entstanden, die zu einer Verbudiung 
als Spitzengutschriften nicht geführt haben. 
Da auch diese Spitzenbeträge nidit bestehen 
bleiben können und da sie erst zusammen mit 
den verbuchten Spitzengutschriften einen 
durch Einzelurkunden belegbaren Betrag er- 
reichen, schreibt Abs. 5 Satz 2 auch den Ver- 
kauf der auf diese Spitzenbeträge entfallenden 
Einzelurkunden vor. Der Verkauf erfolgt in 
beiden Fällen unter entsprechender Anwen- 
dung von § 179 Abs. 3 Akt. Ges. (Abs. 5 Satz 3). 
Der auf die Spitzengutschriften entfallende 
Erlös ist über die beteiligten Kreditinstitute 
dem Bereditigten auszuzahlen oder für sie 
zu hinterlegen (Absatz 5 Satz 4). Falls ein 
nicht durch Gutschriften belegter Betrag der 
Sammelurkunde vorhanden ist, ist der hier- 
auf aus der Verwertung nach Absatz 5 Satz 2 
entfallende Erlös an die Wertpapiersammel" 
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bank auszuzahlen, die ihn für die jetzt noch 
nicht bekannten, nach § 38 Abs. 2 WBG 
gesetzlich noch zu bestimmenden Berechtig- 
ten zu verwahren hat (Absatz 5 Satz 5), 

Zu § 8: 

Während sich §§ 5 bis 7 mit den Inhaber- 
aktien befassen, trifft § 8 die entsprechenden 
Bestimmungen für Namensaktien und Zwi- 
schenscheine, 

Grundsätzlich gelten nach Absatz 1 di^ §§ 5 
bis 7 auch für Namensaktien oder Zwischen- 
scheine. In einigen Punkten inüssen jedoch 
wegen der rechtlichen Besonderheiten der 
Namensaktien und Zwischenscheine Ände- 
rungen und Ergänzungen vorgeschrieben 
werden, die in den Absätzen 2 bis 4 ent- 
halten sind. 

Namensaktien und Zwischenscheine lauten 
auf den Namen bestimmter Inhaber (§ 10 
Abs. 1 u. 3 Akt.Ges.). Bei der Ausfertigung 
der Einzelurkunden müßten daher die Ein- 
zelurkunden auf den Namen bestimmter In- 
haber ausgestellt werden. Als Grundlage da- 
für könnte nur das Aktienbuch der Gesell- 
schaft dienen. Dieses gibt aber hinsichtlich 
der kraftlos gewordenen Namensaktien und 
Zwischenscheine keine zuverlässige Auskunft 
über die Inhaber, weil die Ergebnisse des 
Prüfungsverfahrens von dem Inhalt des Ak- 
tienbuches abweichen können. Absatz 2 be- 
stimmt deshalb, daß bei der Ausfertigung der 
Einzelurkunden der Name des Inhabers zu- 
nächst in die Urkunde nicht einzutragen ist. 
Durch weitere Vorschriften (Absatz 3; Ab- 
satz 4 Satz 2) wird ergänzend bestimmt, wann 
und auf wessen Namen die Namensaktien 
und Zwischenscheine später zu vervollständi- 
gen sind. 

Für die Zwecke der Wertpapierbereinigung 
wird aus den nach § 3 WBG kraftlos gewor- 
denen Wertpapieren zwangsweise ein Sam- 
melbestand gebildet (§§ 9 Abs. 1, 13 WBG). 
Für die Namensaktien und Zwischenscheine 
ist die Sammelverwahrung jedoch im allge- 
meinen tveder ursprünglich gedacht gewesen 
noch geeignet. Absatz 3 sieht deshalb die 
Auflösung dieses zwangsweisen Sammelbe- 
standes vor^ wobei offen bleibt, ob und in 
welchem Umfange künftig freiwillig aus Na- 
mensaktien oder Zwischenscheinen ein neuer 
Sammelbestand gebildet wird. Die Auflösung 
des Sammelbestandes wird dadurch eingelei- 
tet, daß jeder Inhaber einer nach § 7 auf 
Deutsche Mark umgeschriebenen Gutschrift 


unverzüglich die Auslieferung der auf seine 
Gutschrift entfallenden Einzelurkunden zu 
verlangen hat (Absatz 3 Satz 1). Zur Ver- 
meidung von Nachteilen, die sich bei der 
späteren zwangsweisen Auflösung des Sam- 
melbestandes (vgl. Absatz 4) ergeben könn- 
ten, sollen die Kreditinstitute, soweit tun- 
lich, die Berechtigten darauf hinweisen, daß 
sie die Auslieferung der Einzelurkunden ver- 
langen müssen (Absatz 3 Satz 2). 

Absatz 3 Satz 3 und 4 hängen mit der durch 
§ 9 vorgeschriebenen Neuanlegung der Ak- 
tienbücher zusammen. Die Auslieferung der 
Einzelurkunden nach Absatz 3 Satz 1 erfolgt 
auf Verlangen des Berechtigten über das erst- 
verwahrende Kreditinstitut (und über et- 
waige Zwischenverwahrcr) durch die Wert- 
papicrsammelbank. Der Gesellschaft würde 
es nidit bekannt werden, v/ eiche Elnzelurkun- 
den und an wen sie ausgcliefert wurden. Sie 
wäre daher nicht in der Lage, diese Berech- 
tigten in das nach § 9 neu anzulegende Ak- 
tlenbuch einzutragen. Um der Gesellschaft die 
erforderlichen Angaben über die Person der 
Aktieninhaber zu verschaffen, werden die 
erstverwahrenden Kreditinstitute verpflich- 
tet, der Gesellschaft die nötigen Angaben über 
die Person der Aktieninhaber zu machen (Ab- 
satz 3 Satz 3). Um der Gesellschaft eine 
sichere Grundlage für die Eintragung im 
neuen Aktienbuch zu geben, würde es jedoch 
nicht genügen, daß ihr die Kreditinstitute 
diejenigen Personen namhaft machen, die die 
Auslieferung nach Absatz 3 Satz 1 verlangt 
haben. Durch die bindende Wirkung der An- 
erkennung der Rechte im Prüfungsverfahren 
(§ 60 Abs. 2 WBG) steht nur fest, daß der 
Anmelder am 1. Oktober 1949 Inhaber der 
Namensaktie oder des Zwischenscheines war. 
Dies gilt insbesondere auch für gebundene 
Namensaktien (§ 61 Abs. 3 Akt.Ges.), weil 
nach der Rechtsprechung die Anerkennung 
der Rechte an kraftlos gewordenen gebunde- 
nen Namensaktien erst ausgesprodien wer- 
den kann, wenn die etwa erforderliche Zu- 
stimmung der Gesellschaft erteilt worden ist. 
Auf Grund des Wertpapierbereinigungs Ver- 
fahrens steht also fest, daß der Anmelder, 
dessen Rechte im Wertpapierberelnigungs- 
verfahren anerkannt worden sind und dem 
eine Gutschrift erteilt worden ist, am 1. Ok- 
tober 1949 Inhaber der Namensaktien oder 
Zwischenscheine war. Rechtsübergänge, die 
nach dem 1. Oktober 1949 bis zur Ausliefe- 
rung nach Absatz 3 Satz 1 etwa eingetreten 
sind, richten sich dagegen nach allgemeinem 
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Recht. Wenn also ein anderer als der An- 
melder die Auslieferung nach Absatz 3 Satz 1 
verlangt, so könnte ihn die Gesellschaft nur 
dann in das neue Aktienbuch eintragen, wenn 
er den Reditsübergang nach § 62 Abs. 1 Akt. 
Ges. angezeigt und nacfigewiesen hätte; bei 
gebundenen Namensaktien müßte auch die 
Zustimmung der Gesellschaft zum Redits- 
Übergang nachgewiesen werden. Um solche 
Schwierigkeiten zu vermeiden, bestimmt Ab- 
satz 3 Satz 3, daß stets der Anmelder, d. h. 
derjenige, dem die Gutschrift auf Sammel- 
depotkonto erteilt worden ist, von dem erst- 
verwahrenden Kreditinstitut der Gesellschaft 
als Inhaber der ausgelieferten Namensaktie 
(Zwischenschein) zu benennen ist. Etwaigen 
Rechtsnachfolgern des Anmelders bleibt es 
dann unbenommen, den Rechtsübergang nach 
§ 62 Abs. 1 Akt. Ges. anzumelden und nach- 
zuweisen. Diese Regelung ist auch praktisch 
durchführbar, weil die erstverwahrenden Kre- 
ditinstitute den Anmelder ermitteln können. 
Soweit die Gutschrift seit ihrer Erteilung den 
Inhaber gewechselt hat, kann dies nur im 
ßankverkehr geschehen sein, so daß sich ihre 
Herkunft bis zum Anmelder zurückverfolgen 
läßt. Um die Übereinstimmung zwischen dem 
Aktienbudi und den ausgegebenen Einzel- 
urkunden sicherzustellen, schreibt Absatz 3 
Satz 4 vor, daß in der Einzelurkunde der 
Name des Anmelders als Inhaber einzutragen 
ist. 

Absatz 4 ermöglicht die restlose Auflösung 
des Sammelbestandes. Während § 7 Abs. 4 
und 5 bei Inhaberaktien nur die zwangsweise 
Verwertung der in dem dort genannten Zeit- 
punkt noch verbuchten Spitzengutschriften 
vorsieht, erstreckt Absatz 4 Satz 1 die 
zwangsweise Verwertung daneben auch auf 
die in diesem Zeitpunkt noch verbuchten 
Gutschriften, die entgegen Absatz 3 Satz 1 
noch nicht infolge Auslieferung der auf sie 
entfallenden Einzelurkunden ausgebucht 
worden sind, und (ebenso wie § 7 Abs. 4) 
im Falle einer nicht vollständig mit Gut- 
schriften belegten Sammelurkunde auf die 
Spitzenbeträge des nicht belegten Betrages 
der Sammelurkunde. 

Zu § 9: 

Die Aktienbücher der Gesellschaften geben 
seit langem keinen vernünftigen Überblick 
über die Aktieninhaber. Dazu kommt, daß 
die Durchführung der W ertpapierbereinigung 
die Unübersichtlichkeit der Aktienbücher 
noch verstärkt hat. Vielfach werden im Wert- 


papierberelnigungsverfahren Anerkennungen 
ausgesprochen, bei denen die Stücknummer 
der der Anmeldung zugrundeliegenden, kraft- 
los gewordenen Namensaktie nicht bekannt 
ist. In diesen Fällen läßt sich meist nicht 
feststellen, welches ini Aktienbuch der Ge- 
sellschaft eingetragene Aktienrecht mit dem 
anerkannten Recht Identisch ist. Eine Um- 
schreibung Im Aktienbuch wird dadurch wenn 
nicht ausgeschlossen, so doch wesentlich er- 
schwert. Aus diesen Gründen Ist es erforder- 
lich, daß bei allen Namensaktien und Zwi- 
schenscheinen, die zu einer der Bereinigung 
unterliegenden Wertpapierart gehören, die 
Aktienbücher der Gesellschaften neu angelegt 
werden (Absatz 1 Satz 1). Als spätester Zeit- 
punkt der Neuanlegung ist der Zeitpunkt 
der Bekanntmachung nach § 7 Abs. 1 (in Ver- 
bindung mit § 8 Abs. 1) bestimmt worden, 
weil es zweckmäßig ist, die Umschreibungs- 
aufforderung, die Umtauschaufforderung und 
die Neuanlegung möglichst gleichzeitig vor- 
zunehmen. Umschreibungen im alten Ak- 
tlenbudi sind von der Neuanlegung an aus- 
geschlossen (Absatz 1 Satz 1, 2. Halbsatz). Ein 
neues Aktienbuch ist nicht anzulegen, wenn 
es sich um eine voll affidavierte Wertpapier- 
art handelt (Absatz 1 Satz 2). 

Absatz 2 zählt erschöpfend die Fälle auf, in 
denen jemand als Inhaber im neuen Aktien- 
buch einzutragen Ist. Die erste Gruppe, die 
die Masse der nach § 3 WBG kraftlos ge- 
wordenen Aktien umfaßt, setzt sich aus den 
Anmeldern zusammen, die nach § 8 Abs. 3 
bei der Auslieferung von Einzelurkunden aus 
dem Samnielbestand durch die erstverwvih- 
renden Kreditinstitute der Gesellschaft nam- 
haft zu machen sind (Absatz 2 Nr. 1). Müs- 
sen Einzelurkunden des Sammelbestandes 
nach § 8 Abs. 4 in Verbindung mit § 7 Abs.4 
und 5 veräußert werden, so sind die Erwer- 
ber in das neue Aktienbuch einzutragen (Ab- 
satz 2 Nr. 2). Beim Umtausch der in Kraft 
gebliebenen Aktien sind die neu auszugeben- 
den Urkunden grundsätzlich auf die bisheri- 
gen Inhaber auszustellen, soweit nicht nach 
§ 54 a Abs. 5 DMBG der Einreicher den 
Rechtsübergang auf sich anzumelden und 
nachzuweisen hat; außerdem können unter 
bestimmten Voraussetzungen in Kraft ge- 
bliebene Aktien für kraftlos erklärt und die 
an deren Stelle auszugebenden neuen Aktien 
veräußert werden (§ 54 a Abs. 5; § 54 a 
"Abs. 6 Satz 1 in Verbindung mit § 54 Abs. 4 
Satz 4 DMBG). Die sich danach aus dem 
Umtausch oder der Veräußerung als In- 


25 



haber ergebenden Personen bilden die 3. 
Gruppe der im neuen Aktienbuch Einzutra- 
genden (Absatz 2 Nr. 3). 

Das neue Aktienbuch ist eine Fortsetzung des 
alten Aktienbuches. Die Eintragungen in bei- 
den müssen daher, soweit dies mit Rücksicht 
auf die* bereits erwähnten Schwierigkeiten 
möglich Ist, zueinander In Beziehung gesetzt 
werden. Diesem Zweck dient Absatz 3. Vor 
jeder Eintragung nach Absatz 2 hat die Ge- 
sellschaft im Benehmen mit der Prüfstelle 
festzustellen, welches Im alten Aktienbuch 
eingetragene Aktienrecht die Eintragung Im 
neuen Aktienbuch betrifft (Absatz 3 Satz 1). 
Die Zusammenarbeit mit der Prüfstelle ist 
vorgesehen, weil diese aus ihren Nachweisun- 
gen häufig Anhaltspunkte für die Herkunft 
des neu einzutragenden Aktienrechts besitzen 
wird. Eine positive Feststellung nach Abs. 3 
Satz 1 soll nur getroffen werden, wenn sie 
zweifelsfrei möglich Ist (Absatz 3 Satz 3). 
Läßt sich eine Feststellung treffen, so soll der 
Zusammenhang sowohl im alten wie im 
neuen Aktienbuch kenntlich gemacht wer- 
den. Absatz 3 Satz 2 schreibt deshalb vor, 
daß die Eintragung im alten Aktienbuch un- 
ter Hinweis auf die Eintragung im neuen 
Aktienbuch zu löschen ist, und daß bei der 
Eintragung im neuen Aktienbuch auf die 
Löschung im alten Aktienbuch hingewiesen 
werden muß. 

Die Anlegung des neuen Aktienbuches würd 
längere Zeit in Anspruch nehmen. In dieser 
Zwischenzeit enth’ält weder das alte noch das 
neue Aktienbuch eine vollständige Zusam- 
menstellung aller Aktionäre, das alte Ak- 
tienbuch nicht, weil es bereits abgeschlossen, 
das neue Aktienbuch nicht, weil es erst teil- 
weise angelegt ist. Für diese Übergangszeit 
müssen daher beide Aktienbücher gemeinsam 
als das Aktienbuch der Gesellschaft Im Sinn 
der allgemeinen gesetzlichen und satzungs- 
mäßigen Bestimmungen angesehen werden. 
Dies bestimmt Absatz 4 Satz 1 ausdrücklich. 
Aus dieser gleichzeitigen Geltung beider Ak- 
tienbücher ergeben sich aber gewisse Über- 
schneidungen. Der Grundsatz des Absatz 4 
Satz 1 wird deshalb kurz durch Absatz 4 
Satz 2 — 4 in verschiedener Beziehung durch- 
brochen. Nach Absatz 4 Satz 2 gilt im Ver- 
hältnis zur Gesellschaft nicht als Aktionär, 
wer, ohne Im neuen Äktienbuch eingetragen 
zu sein, Im alten Aktienbuch nach Absatz 3 
Satz 2 gelöscht ist. Dieser Fall wird nament- 
lich dann gegeben sein, wenn feststeht, daß 
ein bestimmtes Aktienrecht im Prüfungsver- 


fahren einem anderen als dem Im alten Ak- 
tienbuch Eingetragenen zuerkannt worden 
ist. Er kann aber auch dann vorliegen, wenn 
beim Umtausch einer in Kraft gebliebenen 
Aktie der Einreicher gem'äß § 54 a Abs. 5 
DMBG anmeldet und nachweist, daß er und 
nicht der im alten Aktienbuch Eingetragene 
der Inhaber des Aktienrechts Ist. In solchen 
Fällen darf der im alten Aktienbuch Einge- 
tragene schon während der Übergangszeit 
nicht mehr als Aktionär behandelt werden. 
Andererseits lassen sich Fälle denken, in de- 
nen der Im alten Aktienbuch Eingetragene 
nicht mehr Aktionär ist, sein Rechtsnachfol- 
ger aber seine Eintragung im neuen Aktien- 
buch noch nicht erreichen kann. Dies ist der 
Fall, wenn die Anmeldung des Rechtsnach- 
folgers noch schwebt oder wenn dem Rechts- 
nadifolger zwar schon eine Gutschrift erteilt 
ist, eine Auslieferung nach § 8 Abs. 3 Satz 1 
und damit eine Eintragung im neuen Aktien- 
buch nach Absatz 2 Nr. 1 aber noch nicht 
stattgefunden hat. Absatz 4 Satz 3 bestimmt 
deshalb, daß anstelle eines im alten Aktien- 
buch Eingetragenen, der nicht nach Absatz 3 
Satz 2 gelöscht Ist, zur Ausübung von Mit- 
gliedschaftsrechten zuzulassen ist erstens, wer 
die Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Ausübung von Mitglied- 
schafts rechten aus Aktien während der Wert- 
paplerbereinlgung vom 9. Oktober 1950 
(BGBl. S. 690) erfüllt, und zweitens, wem eine 
Gutschrift auf Sammeldepotkonto erteilt 
Ist, sofern der Gutschrift das Aktienrecht des 
Eingetragenen zugrunde Hegt. 

Während im Fall des Absatz 4 Satz 2 der 
nicht Eingetragene nachweisen kann, daß er 
als Aktionär behandelt werden muß, gibt es 
als dritte Gruppe noch die Fälle, In denen die 
Zurückführung des im Wertpapierbereini- 
gungsverfahren zuerkannten Rechtes auf ein 
im alten Aktienbuch eingetragenes Aktien- 
recht nach Absatz 3 aus den dort bereits er- 
wähnten Gründen scheitert. In diesen Fällen 
muß damit gerechnet werden, daß das gleiche 
Aktienrecht sowohl Im alten Aktienbuch 
(noch) als auch Im neuen Aktienbuch (schon) 
eingetragen Ist. Es besteht also die Gefahr, 
daß die Rechte aus demselben Aktienrecht im 
Hinblick auf Absatz 4 Satz 1 doppelt ausge- 
übt werden können. Um dieser Gefahr zu be- 
gegnen, könnte man daran denken, allen Ein- 
tragungen im neuen Aktienbuch, die diese 
Gefahr in sich bergen, also allen Eintragun- 
gen, die ohne Hinweis auf eine Löschung nach 
Absatz 3 Satz 2 eingetragen sind, zunächst 
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die Wirkung abzusprechen. -Eine derartige 
Regelung lisße sich mit der Erwägung recht- 
fertigen, daß der im neuen Aktienbuch Ein- 
getragene für die Übergangszeit diesen Nach- 
teil auf sich nehmen muß, weil er nicht be- 
weisen kann, von welchem im alten Aktien- 
buch Eingetragenen er sein Recht erworben 
hat. Wenn der Entwurf trotzdem diesen Weg 
nicht beschritten hat, so war dafür maßge- 
bend, daß durch eine solche Regelung Gut- 
schriften minderen Rechtes geschaffen wür- 
den. Wer im Wfertpapierbereinigungsverf äh- 
ren eine Gutschrift erhält, soll grundsätzlich 
auch sofort die vollen Rechte eines Aktionärs 
ausüben können. Außerdem wird man da- 
von ausgehen können, daß in diesen Fällen 
die im alten Aktienbuch Eingetragenen sich 
auf ihre Eintragung im allgemeinen nicht 
mehr berufen werden. Diese Überlegungen 
führen dazu, die Gefahr einer doppelten 
Ausübung des Aktienrechts in Kauf zu neh- 
men. Es darf aber nicht dazu kommen, daß 
in einer Hauptversammlung mehr Aktionäre 
das Stimmrecht ausüben wollen, als nach 
dem Grundkapital überhaupt vorhanden sein 
können. In einem solchen Fall sind daher 
nach Absatz 4 Satz 4 alle im neuen Aktien- 
buch ohne Hinweis auf eine Löschung nach 
Absatz 3 Satz 2 Eingetragenen nicht stimm- 
berechtigt. 

Nach der Übergangszeit, in der das alte und 
das neue Aktimbuch gemeinsam gelten, muß 
schließlich der Zustand erreicht werden, daß 
nur noch das neue Aktienbuch das Aktien- 
buch der Gesellschaft ist. Absatz 5 Satz 1 
lehnt sich bei der Bestimmung dieses Zeit- 
punktes an den Zeitpunkt des Abschlusses 
aller bekannten Prüfungsverfahren (vergl. 
§ 7 Abs. 4) an und sieht vor, daß ein Jahr 
nach diesem Zeitpunkt das neue Aktienbuch 
endgültig das Aktienbuch der Gesellschaft ist. 
Absatz 5 Satz 2 ermöglicht jedoch den Rück- 
griff gegen einen im alten Aktienbuch einge- 
tragenen Vormann im Falle des § 59 Akt. 
Ges., weil das neue Aktienbuch nur eine Fort- 
setzung des alten Aktienbuches ist. 

Zu § 10: 

§ 54 a Abs. 3 DMBG nimmt Aktien von der 
Umtauschaufforderung und deren Folgen aus, 
für die ein Antrag' nach § 48 Abs. 1 WBG 
im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Um- 
tauschaufforderung im Bundesanzeiger noch 
schwebt; gleiches gilt für die Aktien, für die 
einem Antrag nach § 48 Abs. 1 WBG in dem 
genannten Zeitpunkt bereits rechtskräftig 


stattgegeben, eine Lieferbarkeitsbescheinigung 
nach § 48 Abs. 2 WBG aber noch nicht aus- 
gestellt Ist. Es wäre ein unnötiger Umweg, zu- 
nächst die Reichsmarkaktie mit einer Liefer- 
barkeitsbescheinigung zu versehen und sie 
dann in eine DM-Aktie umzutauschen. Ab- 
satz 1 Satz 1 bestimmt deshalb, daß in diesen 
Fällen eine Lieferbarkeitsbescheinigung nicht 
mehr ausgestellt wird. Statt dessen hat der 
Berechtigte nach Absatz 1 Satz 2 Anspruch 
darauf, daß seine Reichsmarkaktie in eine 
auf Deutsche Mark lautende Aktie unmittel- 
bar umgetauscht wird. 

Auch in den Fällen des Absatzes 1 müssen 
die Reichsmarkaktien notfalls zwangsweise 
aus dem Verkehr gezogen werden können. 
Nach Absatz 2 Satz 2 gilt deshalb für die Um- 
tauschaufforderung, den Umtausch und die 
Kraftloserklärung § 54 a DMBG grundsätz- 
lich entsprechend. Durch Absatz 2 Satz 1 
wird aber in diesen Fällen, weil die Inhaber 
durch die rechtskräftige gerichtliche Entschei- 
dung bekannt sind, anstelle einer bekanntzu- 
machenden Sammelaufforderung eine Einzel- 
aufforderung an den Berechtigten vorge- 
schrieben. 

Zu § 11: 

Eine große Zahl von Gesellschaften hat, wie 
in der Einleitung erwähnt, bereits Umtausch- 
aufforderungen unter Androhung der Kraft- 
loserklärung nicht eingereichter Aktien be- 
kanntgemadit. Diese Umtauschaufforderun- 
gen können, soweit sie mit den Grundsätzen 
des Entwurfs vereinbar sind, rechtswirksam 
bleiben. 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt deshalb, daß eine 
Aufforderung zum Umtausch oder zur Ab- 
stempelung, die beim Inkrafttreten des Ge- 
setzes nach den bisher anzuwendenden Vor- 
schriften des § 54 DMBG in Verbindung mit 
§§ 67, 179, 58 Abs. 2 Akt. Ges. bereits drei- 
mal bekanntgemacht war, als Aufforderung 
im Sinn des § 54 a DMBG gilt, wenn im Zeit- 
punkt der letzten Bekanntmachung im Bun- 
desanzeiger die Voraussetzungen des § 54 a 
Abs. 2 Satz 1 (Eintragung der Neufestsetzung 
in das Handelsregister; Bestätigung oder 
rechtskräftige Feststellung des Betrages der 
Sammelurkunde) Vorlagen und die Kraftlos- 
erklärung für einen mindestens drn Monate 
nach der ersten Bekanntmachung der Auf- 
forderung im Bundesanzeiger liegenden Zeit- 
punkt angedroht worden war (vergl. § 54 a 
Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit § 54 Abs. 3 
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Satz 3). Umtauschaufforderungen, die die- 
sen Voraussetzungen nicht entsprechen, müs- 
sen unter Beachtung des § 54 a DMBG 
wiederholt werden (Abatz 1 Satz 2). 

Bei den Umtauschaufforderungen, die nach 
Absatz 1 Satz 1 rechtswirksam bleiben, 
konnte § 54 a, insbesondere § 54 a Abs. 3, 
noch nicht beachtet werden. Absatz 2 Satz 1 
bestimmt deshalb, daß. die in § 54 a Absatz 3 
Satz 1 vorgeschriebene Aufstellung der Prüf- 
stelle unverzüglich nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes nachzuholen ist. Aus den glei- 
chen Gründen kann auch für wirksam blei- 
bende Umtauschforderungen § 54 a Abs. 3 
Satz 2 DMBG und § 10 des Entwurfs nur 
mit der Maßgabe gelten, daß anstelle des 
Zeitpunktes cler Bekanntmachung der Auf- 
forderung der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes tritt. 

Absatz 3 befaßt sich mit einer Übergangs- 
regelung für den Fall, daß nicht nur die Um- 
tauschaufforderung bekanntgemacht, sondern 
auch schon Kraftloserklärungen vor dem In- 
krafttreten des Gesetzes ausgesprochen sein 
sollten. Soweit ersichtlich, sind solche Fälle 
bisher nicht zu verzeichnen. Gilt die der 
Kraftloserklärung zugrundeliegende Um- 
tauschaufforderung nach Absatz 1 Satz 1 als 
rechtswirksam, so ist auch die Kraftloserklä- 
rung als wirksam zu behandeln, so daß es 
keiner Sonderregelung bedarf. Muß aber die 
Umtauschaufforderung nach Absatz 1 Satz 2 
wiederholt werden, so kann zwar die bereits 
erfolgte Kraftloserklärung nicht mehr rück- 
gängig gemacht werden. Absatz 3 bestimmt 
aber, daß trotz der bereits erfolgten Kraft- 
loserklärung die an Stelle der für kraftlos 
erklärten Aktien auszugebenden neuen Ak- 
tien solange nicht verkauft werden dürfen, 
bis auf Grund der nach Absatz 1 Satz 2 wie- 
derholten Aufforderung die Voraussetzungen 
für eine solche Verwertung gegeben sind. 

Zu 5-12: 

Die Bestimmung dient der Feststellung des 
Geltungsbereichs des Entwurfs. 

Zu § 13: 

Die Bestimmung enthält die sogenannte Ber- 
linklauseh In der sonst üblichen Form, wie 
sie auch auch hier einleitend verwendet ist, 
würde sie aber nicht genügen, weil die Be- 
stimmungen des Entwurfs auf eine Reihe 
von Gesetzen des Bundesgebietes Bezug neh- 
men, die im Land Berlin zwar sachlich über- 
einstimmend, aber äußerlich doch ak be- 
sondere Gesetze gelten. Außerdem sind 
wegen besonderer Verhältnisse in Berlin 


einzelne vom Entwurf abweichende Bestim- 
mungen erforderlich. Die Berlinklausel muß 
daher durch einige Maßgaben ergänzt 
werden. 

Die in Nr. 1 — 4 enthaltenen Maßgaben 
setzen an die Stelle der Bezugnahmen des 
Entwurfes die Vorschriften des D-Mark- 
bilanzgesetzes, des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes, des Erg.Ges.WBG und des Stimm- 
rechtsgesetzes die entsprechenden Vorsdirif- 
ten des Landes Berlin. Da im Land Berlin an- 
dere Stichtage für die Aufstellung der D- 
Markeröffnungsbilanz gelten, müssen anstelle 
des in § 1 Abs. 1 des Entwurfs erwähnten 
Bilanzstichtages (21. Juni 1948) die besonde- 
ren Berliner Bilanzstichtage für maßgebend 
erklärt werden (Nr. 5). Die erste Änderung 
des § 81 Abs. 3 DMBG ist im Berliner 
D-Markbilanzergänzungsgesetz an anderer 
Stelle als im D-Markbilanzergänzungsgesetz 
des Bundesgebietes angeordnet worden; 
Nr. 6 enthält die deshalb erforderliche 
Anpassung des § 4 Nr. 3 des Entwurfs. 
Im Bundesgebiet fallen Geldinstitute in 
der Rechtsform der Genossenschaft . auf 
Grund^ der 42. DVO/UG unter das D- 
Markbilanzgesetz, während In Berlin eine 
solche Vorschrift nicht besteht. Ein Ausschluß 
der Anwendung des § 4 Nr. 3 des Entwurfs 
würde deshalb^ bedeuten, daß Berliner Geld- 
institute in der Rechtsform der Genossen- 
schaft uneingeschränkt nach § 53 Gen.Ges. zu 
prüfen wären. Da andererseits gegenwärtig 
nicht zu übersehen ist, ob und wann es zur 
Aufstellung von Umstellungsrechnungen bei 
den ruhenden Berliner Geldinstituten kom- 
men wird, würde die uneingeschränkte An- 
wendung des § 4 Nr. 3 für ruhende Berliner 
Geldinstitute in der Rechstform der Genos- 
senschaft einer völligen Freistellung von der 
Prüfungspflicht gleidikommen. Aus diesen 
Gründen soll die Neufassung des § 81 Abs. 3 
DMBG grundsätzlich auch in Berlin anwend- 
bar sein; der Berliner Landesgesetzgebung 
muß jedoch Vorbehalten bleiben, für Geld- 
institute in der Rechtsform der Genossen- 
schaft einen von der Neufassung des § 81 
Abs. 3 DMBG abweichenden Zeitpunkt für 
die erste Wiederprüfung bestimmen zu kön- 
nen, wenn es zur Aufstellung von Umstel- 
lungsrechnungen nicht kommen sollte (Nr. 7). 

Zu §14: 

Aus Dringlichkeitsgründen wird abweichend 
von Artikel 82 Abs. 2 des Grundgesetzes be- 
stimmt, daß der Entwurf am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft tritt. 



Anlage 2 


Änderungsvorschläge 

des Bundesrates 

zum Entwurf eines Gesetzes über weitere Ergänzungen und Änderungen 
des D-Markbilanzgesetzes sowie über die Ausgabe von Aktien in Deutscher Mark 
(Zweites D-Markbilanzergänzungsgesetz) 


Zu § 1 Abs. 1 

a) In § 1 Abs. 1 wird folgender Satz 2 
und Satz 3 eingefügt: 

„In den Fällen des § 77 Abs. 3 des 
D-Markbilanzgesetzes kann das Re- 
gistergericht auf Antrag die Frist von 
zwei Monaten angemessen verlängern, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß 
die Frist aus Gründen, die die Aktien- 
gesellschaft nicht' zu vertreten hat, 
nicht eingehalten werden kann. Die 
Verlängerung soll sechs Monate nicht 
übersteigen." 

b) Der bisherige Satz 2 von § 1 Abs, 1 
wird Satz 4 von § 1 Abs. 1. 

Begründung: 

Durch § 1 werden auch die Gesell- 
schaften betroffen, auf die Einzelvor- 
schriften des DMBG, insbesondere 
über die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse, nicht anzuv/enden sind 
(§ 77 Abs. 2 und Abs. 3 DMBG), und 
die bisher vielfach auf die Aufstellung 
von DM-Eröffnungsbilanzen unterlas- 
sen haben. Zu ihnen gehören die unter 
die Gesetze Nr. 27 und 35 der Alliierten 


Hohen Kommission fallenden Gesell- 
schaften des Kohlenbergbaues, der Ei- 
sen- und Stahlindustrie und der IG 
Farbenindustrie. Von diesen Gesell- 
schaften werden hauptsächlich die in 
Abwicklung befindlichen Altgesell- 
sdiaften die vorerwähnte Frist von 2 
Monaten nicht einhalten können, da 
teilweise die Entflechtungstatbestände 
noch nicht feststehen und einzelne 
Vorgänge, die für die Bewertung der 
Wirtschaftsgüter in der DM-Eröff- 
nungsbilanz Bedeutung haben (z. B. 
die Frage der steuerlichen Behandlung 
der Veräußerungsgewinne), noch nicht 
abschließend geklärt sind. Durch die 
einzufügenden Sätze soll diesen Tat- 
sachen Rechnung getragen werden. 

2. Zu § 8 Abs. 4 Satz 1 

Satz 1 des § 8 Abs. 4 erhält folgende Fas- 

sung: 

„(4) § 7 Abs, 4 und 5 gilt für Gut- 
schriften, für Spitzengutschriften und 
für Spitzenbeträge des nicht belegten 
Betrages der Sammelurkunden.“ 

Begründung: 

Redaktionelle Klarstellung. 
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